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(Nr. 1430.) Handelsvertrag zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich⸗Angarn. Vom 23. Mai 1881. 


Sin Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen einerſeits, und Seine 
Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich, König von Böhmen x. und Apoſtoliſcher 
König von Ungarn andererſeits, von der Abſicht geleitet, für die Entwickelung des 
Handels und Verkehrs zwiſchen den beiderſeitigen Gebieten auch nach Ablauf des 
am 16. Dezember 1878 abgeſchloſſenen, zuletzt durch die Uebereinkunft vom 
11. April 1880 für die Zeit bis 30. Juni 1881 verlängerten Handelsvertrags 
vertragsmäßige Grundlagen aufrecht zu erhalten, haben zu dieſem Zwecke Unter⸗ 
handlungen eröffnen laſſen und zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Staatsminiſter, Staatsſekretair des Innern Karl 
Heinrich von Boetticher, 
und 
Seine Majeſtät der Kaiſer von Defterreih, König von Böhmen ec. 
und Apoſtoliſcher König von Ungarn: 
Allerhöchſtihren außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſter Anton Grafen von Wolkenſtein⸗Troſtburg, 
welche, nach gegenſeitiger Mittheilung ihrer in guter und gehöriger Form befundenen 
Vollmachten, den nachſtehenden Handelsvertrag vereinbart und abgeſchloſſen haben: 
Artikel 1. 

Die vertragſchließenden Theile verpflichten ſich, den gegenſeitigen Verkehr 
zwiſchen ihren Landen durch keinerlei Einfuhr⸗, Ausfuhr⸗ oder Durchfuhrverbote 
zu hemmen. 

Ausnahmen hiervon duͤrfen nur ſtattfinden: 

a) bei Taback, Salz, Schießpulver und ſonſtigen Sprengſtoffen 

b) aus Geſundheitspolizeirückſichten; 

e) in Beziehung auf Kriegsbedürfniſſe unter außerordentlichen Umſtänden. 
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Artikel 2. 

Hinſichtlich des Betrages, der Sicherung und der Erhebung der Eingangs⸗ 
und Ausgangsabgaben, ſowie hinſichtlich der Durchfuhr dürfen von keinem der 
beiden vertragſchließenden Theile dritte Staaten günſtiger als der andere vertrag⸗ 
ſchließende Theil behandelt werden. Jede dritten Staaten in dieſen Beziehungen 
eingeräumte Begünſtigung iſt daher ohne Gegenleiſtung dem anderen vertrag⸗ 
ſchließenden Theile gleichzeitig einzuräumen. 

Ausgenommen hiervon ſind: 

1. jene Begünſtigungen, welche von einem der vertragſchließenden Theile 
einem Nachbarlande zur Erleichterung des Verkehrs für gewiſſe Grenz⸗ 
ſtrecken und für die Bewohner einzelner Gebietstheile eingeräumt werden; 

2. die von einem der beiden vertragſchließenden Theile durch eine ſchon 
abgeſchloſſene oder etwa künftighin abzuſchließende Zolleinigung zugeſtan⸗ 
denen Begünſtigungen. 


Artikel 3. 

In den Gebieten der vertragſchließenden Theile ſollen die bei der Ausfuhr 
gewiſſer Erzeugniſſe bewilligten Ausfuhrvergütungen nur die Zölle oder inneren 
Steuern erſetzen, welche von den gedachten Erzeugniſſen oder von den Stoffen, 
aus denen ſie verfertigt werden, erhoben ſind. Eine darüber hinausgehende Aus⸗ 
fuhrprämie ſollen fie nicht enthalten. Ueber Aenderungen des Betrages dieſer Ver: 
gütungen oder des Verhältniſſes derſelben zu dem Bolle oder zu den inneren 
Steuern wird gegenſeitige Mittheilung erfolgen. 


Artikel 4. 

Von Waaren, welche durch das Gebiet eines der vertragſchließenden Theile 
aus oder nach dem Gebiete des anderen Theiles durchgeführt werden, dürfen 
Durchgangsabgaben nicht erhoben werden. 

Dieſe Verabredung findet ſowohl auf die nach erfolgter Umladung oder 
Lagerung, als auf die unmittelbar durchgeführten Waaren Anwendung. 


Artikel 5. 

Zur weiteren Erleichterung des gegenſeitigen Verkehrs wird, ſofern die Iden⸗ 
tität der aus⸗ und wiedereingeführten Gegenſtände außer Zweifel iſt, beiderſeits 
Befreiung von Eingangs⸗ und Ausgangsabgaben zugeſtanden: 

a) für Waaren (mit Ausnahme von Verzehrungsgegenſtänden), welche aus 
dem freien Verkehr im Gebiete des einen der vertragſchließenden Theile 
in das Gebiet des anderen auf Märkte oder Meſſen gebracht oder auf 
ungewiſſen Verkauf außer dem Meß⸗ und Marktverkehr verſendet, in 
dem Gebiete des anderen Theiles aber nicht in den freien Verkehr ge⸗ 
ſetzt, ſondern unter Kontrole der Zollbehörde in öffentlichen Niederlagen 
gelagert, ſowie für Muſter, welche von Handelsreiſenden eingebracht 
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werden; alle dieſe Gegenſtände, wenn fie binnen einer im voraus zu 
beſtimmenden Friſt unverkauft zurückgeführt werden; 

p) für Vieh, welches auf Märkte in das Gebiet des anderen vertrag⸗ 
ſchließenden Theiles gebracht und unverkauft von dort zurückgeführt wird. 


Artikel 6. 
Zur Erleichterung des gegenſeitigen Verkehrs in den Grenzbezirken ſind 
unter den vertragſchließenden Theilen diejenigen beſonderen Beſtimmungen verein⸗ 
bart, welche ſich in der Anlage A verzeichnet finden. 


Artikel 7. 

Hinſichtlich der zollamtlichen Behandlung von Waaren, die dem Begleit⸗ 
ſcheinverfahren unterliegen, wird eine Verkehrserleichterung dadurch gegenſeitig ge⸗ 
währt, daß beim unmittelbaren Uebergange ſolcher Waaren aus dem Gebiete des 
einen der vertragſchließenden Theile in das Gebiet des anderen die Verſchluß⸗ 
abnahme, die Anlage eines anderweiten Verſchluſſes und die Auspackung der 
Waaren unterbleibt, ſofern den dieſerhalb vereinbarten Erforderniſſen genügt iſt. 


Artikel 8. 

Die vertragſchließenden Theile werden auch ferner darauf bedacht fein, ihre 
gegenüberliegenden Grenzzollämter, wo es die Verhältniſſe geſtatten, je an einen 
Ort zu verlegen, ſo daß die Amtshandlungen bei dem Uebertritt der Waaren 
aus einem Zollgebiete in das andere gleichzeitig ſtattfinden können. 


Artikel 9. 

Innere Abgaben, welche in dem Gebiete des einen der vertragſchließenden 
Theile, ſei es für Rechnung des Staates oder für Rechnung von Kommunen 
und Korporationen, auf der Hervorbringung, der Zubereitung oder dem Ver⸗ 
brauch eines Erzeugniſſes gegenwärtig ruhen oder künftig ruhen werden, dürfen 
Erzeugniſſe des anderen Theiles unter keinem Vorwande höher oder in läſtigerer 
Weiſe treffen, als die gleichnamigen Erzeugniſſe des eigenen Landes. 


Artikel 10. 

Die vertragſchließenden Theile verpflichten ſich, auch ferner zur Verhütung 
und Beſtrafung des Schleichhandels nach oder aus ihren Gebieten durch an⸗ 
gemeſſene Mittel mitzuwirken und die zu dieſem Zweck erlaſſenen Strafgeſetze auf⸗ 
recht zu erhalten, die Rechtshülfe zu gewähren, den Aufſichtsbeamten des anderen 
Theiles die Verfolgung der Kontravenienten in ihr Gebiet zu geſtatten und den⸗ 
ſelben durch Steuer⸗, Zoll⸗ und Polizeibeamte, ſowie durch die Ortsvorſtände 
alle erforderliche Auskunft und Beihülfe zu Theil werden zu laſſen. 

Das nach Maßgabe dieſer allgemeinen Beſtimmungen abgeſchloſſene Zoll- 
kartell enthält die Anlage B. 

Für Grenzgewäſſer und für ſolche Grenzſtrecken, wo die Gebiete der ver⸗ 
tragſchließenden Theile mit fremden Staaten zuſammentreffen, werden die zur 
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gegenfeitigen Unterſtützung beim Ueberwachungsdienſte verabredeten Maßregeln 
aufrecht erhalten. 


Artikel 11. 


Jeder der beiden vertragſchließenden Theile wird die Seehandelsſchiffe des 
anderen und deren Ladungen unter denſelben Bedingungen und gegen dieſelben 
Abgaben, wie die eigenen Seehandelsſchiffe, zulaſſen. 

Dieſes gilt auch für die Küſtenſchiffahrt. 

Die Staatsangehörigkeit der Schiffe jedes der vertragſchließenden Theile iſt 
nach der Geſetzgebung ihrer Heimath zu beurtheilen. 

Zur Nachweiſung über die Ladungsfähigkeit der Seehandelsſchiffe ſollen 
bei Feſtſtellung von Schiffahrts⸗ und Hafenabgaben die nach der Geſetzgebung 
ihrer Heimath gültigen Meßbriefe genügen, und wird eine Reduktion der Schiffs⸗ 
maaße inſolange nicht ſtattfinden, als die im Jahre 1872 durch Notenwechſel 
zwiſchen den vertragſchließenden Theilen getroffenen Vereinbarungen über die 
gegenſeitige Gleichſtellung der Meßbriefe in Kraft bleiben. 


Artikel 12. 


Von Schiffen des einen der vertragſchließenden Theile, welche in Unglücks⸗ 
oder Nothfällen in die Seehäfen des anderen einlaufen, ſollen, wenn nicht der 
Aufenthalt unnöthig verlängert oder zum Handelsverkehr benutzt wird, Schiffahrts⸗ 
oder Hafenabgaben nicht erhoben werden. 

Von Havarie⸗ und Strandgütern, welche in das Schiff eines der vertrag⸗ 
ſchließenden Theile verladen waren, ſoll von dem anderen, unter Vorbehalt des 
etwaigen Bergelohns, eine Abgabe nur dann erhoben werden, wenn dieſelben in 
den Verbrauch übergehen. 


Artikel 13. 


Zur Befahrung aller natürlichen und künſtlichen Waſſerſtraßen in den 
Gebieten der vertragſchließenden Theile ſollen Schiffsführer und Fahrzeuge, welche 
einem derſelben angehören, unter denſelben Bedingungen und gegen dieſelben Ab⸗ 
gaben von Schiff oder Ladung zugelaſſen werden, wie Schiffsführer und Fahr⸗ 
zeuge des eigenen Landes. 

Artikel 14. 


Die Benutzung der Chauſſeen und ſonſtigen Straßen, Kanäle, Schleuſen, 
Fähren, Brücken und Brückenöffnungen, der Häfen und Landungsplätze, der 
Bezeichnung und Beleuchtung des Fahrwaſſers, des Lootſenweſens, der Krahne 
und Waageanſtalten, der Niederlagen, der Anſtalten zur Rettung und Bergung 
von Schiffsgütern und dergleichen mehr, inſoweit die Anlagen oder Anſtalten 
für den öffentlichen Verkehr beſtimmt find, ſoll, gleichviel ob dieſelben vom Staate 
oder von Privatberechtigten verwaltet werden, den Angehörigen des anderen ver⸗ 
tragſchließenden Theiles unter gleichen Bedingungen und gegen gleiche Gebühren, 
wie den Angehörigen des eigenen Staates, geſtattet werden. 
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Gebühren dürfen, vorbehaltlich der beim Seebeleuchtungs⸗ und Seelootſen⸗ 
weſen zuläſſigen abweichenden Beſtimmungen, nur bei wirklicher Benutzung ſolcher 
Anlagen oder Anſtalten erhoben werden. 

Wegegelder für einen die Landesgrenze überſchreitenden Verkehr dürfen auf 
Straßen, welche zur Verbindung der Gebiete der vertragſchließenden Theile unter 
ſich oder mit dem Auslande dienen, nach Verhältniß der Streckenlänge nicht 
höher ſein, als für den auf das eigene Staatsgebiet beſchränkten Verkehr. 


Artikel 15. 


Auf Eiſenbahnen ſoll ſowohl hinſichtlich der Beförderungspreiſe als der 
Zeit und Art der Abfertigung kein Unterſchied zwiſchen den Bewohnern der Ge⸗ 
biete der vertragſchließenden Theile gemacht werden. Namentlich ſollen die aus 
den Gebieten des einen Theiles in das Gebiet des anderen Theiles übergehenden 
oder das letztere tranſitirenden Transporte weder in Bezug auf die Abfertigung, 
noch rückſichtlich der Beförderungspreiſe ungünſtiger behandelt werden, als die 
aus dem Gebiete des betreffenden Theiles abgehenden oder darin verbleibenden 
Transporte. 

Für den Perſonen⸗ und Güterverkehr, welcher zwiſchen Eiſenbahnſtationen, 
die in den Gebieten des einen vertragſchließenden Theiles gelegen find, innerhalb 
dieſer Gebiete mittelſt ununterbrochener Bahnverbindung ſtattfindet, ſollen die 
Tarife in der geſetzlichen Landeswährung dieſer Gebiete auch in dem Falle auf⸗ 
geftellt werden, wenn die für den Verkehr benutzte Bahnverbindung ganz oder 
theilweiſe im Betriebe einer Bahnanſtalt ſteht, welche in den Gebieten des anderen 
Theiles ihren Sitz hat. 

Auf Anſchlußſtrecken und inſoweit es ſich lediglich um den Verkehr zwiſchen 
den zunächſt der Grenze gelegenen, beiderſeitigen Stationen handelt, foll bei Ein⸗ 
hebung der im Perſonen⸗ und Güterverkehr zu entrichtenden Gebühren auch in dem 
Falle, wenn der Tarif nicht auf die geſetzliche Landeswährung der Einhebungsſtelle 
lautet, die Annahme der nach den Geſetzen des Landes in welchem die Einhebungs⸗ 
ftelle gelegen iſt, zuläffigen Zahlungsmittel mit Berückſichtigung des jeweiligen Kurs⸗ 
werthes nicht verweigert werden. 

Die hier geregelte Annahme von Zahlungsmitteln foll den Vereinbarungen 
der betheiligten Eiſenbahnverwaltungen über die Abrechnung in keiner Weiſe 
vorgreifen. 

Artikel 16. 


Die vertragſchließenden Theile werden dahin wirken, daß der gegenſeitige 
Eiſenbahnverkehr in ihren Gebieten durch Herſtellung unmittelbarer Schienen⸗ 
verbindungen zwiſchen den an einem Orte zuſammentreffenden Bahnen und durch 
Ueberführung der Transportmittel von einer Bahn auf die andere möglichſt er⸗ 
leichtert werde. 

Die vertragſchließenden Theile verpflichten ſich, dahin zu wirken, daß durch 
die beiderſeitigen Bahnverwaltungen direkte Expeditionen oder direkte Tarife im 
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Perſonen⸗ und Güterverkehr, ſobald und inſoweit diefelben von beiden Theilen 
als wünſchenswerth bezeichnet werden, zur Einführung gelangen. 

Für den direkten Verkehr bleibt die Aufſtellung einheitlicher Transport⸗ 
beſtimmungen, insbeſondere in Bezug auf Lieferungsfriſten, durch unmittelbares 
Einvernehmen der beiderſeitigen zuſtändigen oberſten Aufſichtsbehörden vorbehalten. 


Artikel 17. 

Die vertragſchließenden Theile verpflichten ſich, den Eiſenbahnverkehr zwiſchen 
den beiderſeitigen Gebieten gegen Störungen und Behinderungen ſicherzuſtellen. 

Eiſenbahnwagen, in welchen Pferde, Maulthiere, Eſel, Rindvieh, Schafe, 
Ziegen oder Schweine befördert worden ſind, müſſen, wenn ſie demnächſt zum 
Transport von Vieh der genannten Gattungen aus dem Gebiete des einen Theiles 
in das des anderen verwendet werden ſollen, zuvor einem durch beſondere Ueber⸗ 
einkunft feſtzuſtellenden Reinigungs⸗(Desinfektions⸗) Verfahren unterworfen werden, 
welches geeignet iſt, die den Wagen etwa anhaftenden Anſteckungsſtoffe vollſtändig 
zu tilgen. 

Artikel 18. 

Die vertragſchließenden Theile werden dort, wo an ihren Grenzen unmittel⸗ 
bare Schienenverbindungen vorhanden ſind und ein Uebergang der Transport⸗ 
mittel ſtattfindet, Waaren, welche in vorſchriftsmäßig verſchließbaren Wagen ein⸗ 
gehen und in denſelben Wagen nach einem Orte im Innern befördert werden, 
an welchem ſich ein zur Abfertigung befugtes Zoll⸗ oder Steueramt befindet, von 
der Deklaration, Abladung und Reviſion an der Grenze, ſowie vom Kolloverſchluß 
frei laſſen, infofern jene Waaren durch Uebergabe der Ladungsverzeichniſſe und 
Frachtbriefe zum Eingang angemeldet ſind. 

Waaren, welche in vorſchriftsmäßig verſchließbaren Eiſenbahnwagen durch 
das Gebiet eines der vertragſchließenden Theile aus⸗ oder nach den Gebieten des 
anderen ohne Umladung durchgeführt werden, ſollen von der Deklaration, Ab⸗ 
ladung und Reviſion, ſowie vom Kolloverſchluß ſowohl im Innern, als an den 
Grenzen frei bleiben, inſofern dieſelben durch Uebergabe der Ladungsverzeichniſſe 
und Frachtbriefe zum Durchgang angemeldet ſind. 

Die Verwirklichung der vorſtehenden Beſtimmungen iſt jedoch dadurch be⸗ 
dingt, daß die betheiligten Eiſenbahnverwaltungen für das rechtzeitige Eintreffen 
der Wagen mit unverletztem Verſchluſſe am Abfertigungsamte im Innern oder 
am Ausgangsamte verpflichtet ſeien. 

Inſoweit von einem der vertragſchließenden Theile mit dritten Staaten in 
Betreff der Zollabfertigung weitergehende, als die hier aufgeführten Erleichterungen 
vereinbart worden ſind, finden dieſe Erleichterungen auch bei dem Verkehr mit 
dem anderen Theile, unter Vorausſetzung der Gegenſeitigkeit, Anwendung. 


Artikel 19. 
Die Angehörigen der vertragſchließenden Theile ſollen gegenſeitig in Bezug 
auf den Antritt, den Betrieb und die Abgaben von Handel und Gewerbe den 
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Inländern völlig gleichgeftellt fein. Beim Beſuche der Märkte und Meſſen follen 
die Angehörigen des anderen Theiles ebenſo wie die eigenen Angehörigen behandelt 
werden. 

Auf das Apothekergewerbe, das Handelsmäkler⸗(Senſalen⸗) Geſchäft und 
den Gewerbebetrieb im Umherziehen, einſchließlich des Hauſirhandels, finden die 
vorſtehenden Beſtimmungen keine Anwendung. 

Kaufleute, Fabrikanten und andere Gewerbetreibende, welche ſich darüber 
ausweiſen, daß ſie in dem Staate, wo ſie ihren Wohnſitz haben, die geſetzlichen 
Abgaben für das von ihnen betriebene Geſchäft entrichten, ſollen, wenn ſie per⸗ 
ſönlich oder durch in ihren Dienſten ſtehende Reiſende Ankäufe machen oder Be⸗ 
ſtellungen, nur unter Mitführung von Muſtern, ſuchen, in dem Gebiete des 
anderen vertragſchließenden Theiles keine weitere Abgabe hierfür zu entrichten ver⸗ 
pflichtet ſein. 

Die Angehörigen des einen der vertragſchließenden Theile, welche das Fracht⸗ 
fuhrgewerbe, die See⸗ oder Flußſchiffahrt zwiſchen Plätzen verſchiedener Staaten 
betreiben, ſollen für dieſen Gewerbebetrieb in dem Gebiete des anderen Theiles 
einer Gewerbeſteuer nicht unterworfen werden. 

Die in dem Gebiete des einen vertragſchließenden Theiles rechtlich beſtehen⸗ 
den Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften jeder Art werden in dem Gebiete des anderen Theiles nach Maß⸗ 
gabe der daſelbſt geltenden geſetzlichen und reglementariſchen Beſtimmungen zum 
Geſchäftsbetriebe und zur Verfolgung ihrer Rechte vor Gericht zugelaſſen. 


Artikel 20. 


In Bezug auf die Bezeichnung der Waaren oder deren Verpackung, ſowie 
bezüglich der Fabrik⸗ und Handelsmarken, der Muſter und Modelle, ferner der 
Erfindungspatente ſollen die Angehörigen des einen der vertragſchließenden Theile 
in dem Gebiete des anderen denſelben Schutz wie die eigenen Angehörigen ge⸗ 
nießen. Die Angehörigen eines jeden der vertragſchließenden Theile haben jedoch 
die in dem Gebiete des anderen Theiles durch Geſetze oder Verordnungen vor⸗ 
geſchriebenen Bedingungen und Förmlichkeiten zu erfüllen. 

Der Schutz von Fabrik⸗ und Handelsmarken wird den Angehörigen des 
anderen Theiles nur inſofern und auf ſo lange gewährt, als dieſelben in ihrem 
Heimathsſtaate in der Benutzung der Marken geſchützt find. 


Artikel 21. 

Die vertragſchließenden Theile bewilligen ſich gegenſeitig das Recht, Konſuln 
in allen denjenigen Häfen und Handelsplätzen des anderen Theiles zu ernennen, 
in denen Konſuln irgend eines dritten Staates zugelaſſen werden. 

Dieſe Konſuln des einen der vertragſchließenden Theile ſollen, unter der 
Bedingung der Gegenſeitigkeit, in dem Gebiete des anderen Theiles dieſelben Vor⸗ 

» rechte, Befugniſſe und Befreiungen genießen, deren ſich diejenigen irgend eines 
dritten Staates erfreuen oder erfreuen werden. 
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Artikel 22. 

Jeder der vertragſchließenden Theile wird feine Konſuln im Auslande ver: 
pflichten, den Angehörigen des anderen Theiles, ſofern letzterer an dem betreffenden 
Platze durch einen Konſul nicht vertreten iſt, Schutz und Beiſtand in derſelben 
Art und gegen nicht höhere Gebühren wie den eigenen Angehörigen zu gewähren. 


Artikel 23. 

Die vertragſchließenden Theile geſtehen ſich gegenſeitig das Recht zu, an 
ihre Zollſtellen Beamte zu dem Zweck zu ſenden, um von der Geſchäftsbehandlung 
derſelben in Beziehung auf das Zollweſen und die Grenzbewachung Kenntniß zu 
erlangen, wozu dieſen Beamten alle Gelegenheit bereitwillig zu gewähren iſt. 

Ueber die Rechnungsführung und Statistik in beiden Zollgebieten werden 
gegenſeitig alle gewünſchten Aufklärungen ertheilt werden. 


Artikel 24. 

Der gegenwärtige Handelsvertrag erſtreckt ſich auch auf die mit den Gebieten 
der vertragſchließenden Theile gegenwärtig oder künftig zollgeeinten Länder oder 
Landestheile. 

Artikel 25. 

Der gegenwärtige Vertrag ſoll vom 1. Juli 1881 ab in Kraft treten. 
Derſelbe ſoll bis zum 31. Dezember 1887 in Wirkſamkeit bleiben. Jedoch behält 
ſich jeder der vertragſchließenden Theile das Recht vor, vom 1. Januar 1883 ab 
den Vertrag mit der Wirkung zu kündigen, daß derſelbe ein Jahr nach erfolgter 
Kündigung außer Kraft tritt. 

Artikel 26. 


Die Ratifikationen des gegenwärtigen Vertrages ſollen ſobald als möglich, 
ſpäteſtens aber am 30. Juni 1881 in Berlin ausgewechſelt werden. 


Zu Urkund deſſen haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten den gegen⸗ 
wärtigen Vertrag unterzeichnet und ihre Siegel beigedrückt. 


So geſchehen zu Berlin, den 23. Mai 1881. 


(L. S.) Karl Heinrich von Boetticher. (L. S.) Graf A. Wolkenſtein. 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 
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Anlage A. 


Erleichterungen im Grenzverkehr. 


I, Auf Landgütern oder Grundbeſitzungen, welche von der Zollgrenze 
der beiderſeitigen Gebietstheile durchſchnitten find, dürfen das dazugehörige Wirth⸗ 
ſchaftsvieh und Wirthſchaftsgeräthe, die Ausſaat zum dortigen Feldbau, dann die 
auf denſelben gewonnenen Erzeugniſſe des Ackerbaues und der Viehzucht bei der 
Beförderung von den Orten ihrer Hervorbringung nach den zu ihrer Verwahrung 
beſtimmten Gebäuden und Räumen von einem Zollgebiete auf das andere an den 
durch die Verwendung oder Beſtimmung im Wirthſchaftsbetriebe angezeigten natür⸗ 
lichen Uebergangspunkten zollfrei gebracht werden. 


2. Die Grenzbewohner, welche im jenſeitigen Grenzbezirke eigene oder 
gepachtete Aecker und Wieſen zu beſtellen, oder dort, jedoch in der Nähe ihres 
Wohnortes, fonft eine Feldarbeit zu verrichten haben, genießen Zollfreiheit in 
Betreff der Ausſaat zum Anbau der erwähnten Grundſtücke und der von den⸗ 
ſelben weggeführten Fechſung an Feldfrüchten und Getreide in Garben, dann in 
Betreff des Arbeitsviehes und der Arbeitsgeräthſchaften für die landwirthſchaft⸗ 
lichen Verrichtungen. 

Nach Maßgabe der örtlichen Verhältniſſe und der zu verrichtenden Arbeiten 
kann der Grenzübertritt auch auf Nebenwegen unter Beobachtung der diesfalls zu 
beſtimmenden Vorſichtsmaßregeln dann geſchehen, wenn die Rückkehr noch an 
demſelben Tage erfolgt. 

3. Die nachbenannten Gegenſtände dürfen im gegenſeitigen Verkehr der 
Grenzbezirke, wo die örtlichen Verhältniſſe dies wünſchenswerth und zuläſſig er⸗ 
ſcheinen laſſen, unter dienlichen Vorſichten auch auf Nebenwegen zollfrei ein⸗ oder 
austreten: 

Ausgelaugte oder Auswurfs⸗Aſche zum Düngen, Bauſand (gemeiner) 
und Kieſelſteine; Bäume, Sträucher und andere lebende Pflanzen oder 
Gewächſe zum Verpflanzen, ſowie auch eingeſetzt in Töpfe oder Kübel, 
inſoweit die allgemeinen Beſtimmungen zur Verhinderung der Cine 
ſchleppung ſchädlicher Inſekten nicht entgegenſtehen; Beſen von Weiden, 
Birken und dergleichen; Bienenſtöcke mit lebenden Bienen; Dünger, 
thieriſcher; Feuerſchwamm, roher; Flachs und Hanf in Wurzeln; Gras, 
Moos; Binſen; Futterkräuter; Waldſtreu; Heu, Stroh und Häcker⸗ 
ling; Milch; Schmirgel und Trippel in Stücken, Thon und Töpfer⸗ 
erde, gemeine; Torf und Moorerde. 
Reichs- Geſehbl. 1881. 24 
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4. Vieh, das auf Weiden getrieben wird oder von denſelben zurückkehrt, 
ebenſo Vieh, welches zur Stallfütterung ein⸗ oder ausgeführt wird, kann, wenn 
die Identität ſichergeſtellt iſt, zollfrei über die Zolllinie ein- und austreten. Auch 
die Erzeugniſſe von ſolchem Vieh, als: Milch, Butter, Käſe, Wolle, und das 
in der Zwiſchenzeit zugewachſene junge Vieh dürfen in einer der Stückzahl des 
Viehes und der Weidezeit angemeſſenen Menge zollfrei zurückgeführt werden. 

Soweit die örtlichen Verhältniſſe es erfordern, iſt die Ueberſchreitung der 
Grenze auf Nebenwegen unter Beobachtung der diesfalls zu beſtimmenden lokalen 
Vorſichtsmaßregeln auch dann zuläſſig, wenn es ſich um eine längere Weidezeit 
im jenſeitigen Grenzbezirke handelt. 

5. Die beiderſeitigen Grenzbewohner ſind, wenn ſie Getreide, Oelſamen, 
Hanf, Lein, Holz, Lohe und andere dergleichen landwirthſchaftliche Gegenſtände 
zum Vermahlen, Stampfen, Schneiden, Reiben u. ſ. w. auf Mühlen in den 
jenfeitigen Grenzbezirk bringen und im verarbeiteten Zuſtande wieder zurückführen, 
von jeder Zollabgabe befreit. 

Auch wird hierbei geſtattet, Ausnahmen von dem regelmäßigen Zollverfah⸗ 
ren, wenn berückſichtigungswerthe örtliche Verhältniſſe dafür ſprechen, unter Sub 
ſtituirung anderer, den Umſtänden angemeſſener Modalitäten zum Schutze gegen 
Zollumgehungen zu bewilligen. Die Mengen der Erzeugniſſe, welche an Stelle 
der Rohſtoffe wieder eingebracht werden dürfen beziehungsweiſe wieder ausgeführt 
werden müſſen, find nach Erforderniß von den beiderfeitigen Zollverwaltungen cin: 
vernehmlich angemeſſen feſtzuſetzen. 

6. Die gegenfeitige Zollfreiheit fol ſich ferner erſtrecken auf alle Säcke und 
Gefäße, worin landwirthſchaftliche Erzeugniſſe, als z. B. Getreide und andere 
Feldfrüchte, Gips, Kalk, Getränke oder Flüſſigkeiten anderer Gattung und fonft 
im Grenzverkehr vorkommende Gegenſtände, in das Nachbarland gebracht werden 
und die von dort leer auf dem nämlichen Wege wieder zurückgelangen. 

7. Die beſtehenden Erleichterungen in dem Verkehr zwiſchen den Be- 
wohnern der beiderſeitigen Grenzbezirke in Bezug auf Gegenſtände ihres eigenen 
Bedarfs zur Reparatur oder ſonſt einer handwerksmäßigen Bearbeitung, welcher 
die häusliche Lohnarbeit gleich zu halten iſt, werden aufrecht erhalten. 

8. Bei den beſtehenden ſonſtigen Erleichterungen, Förmlichkeiten und Kon⸗ 
trolen im Grenzverkehr behält es ſein Bewenden. 
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Anlage B. 


Zollkartell. 


F. 1. 


Se der vertragenden Theile verpflichtet ſich, zur Verhinderung, Entdeckung 
und Beſtrafung von Uebertretungen ($$. 13 und 14) der Zollgeſetze des anderen 
Theiles nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen mitzuwirken. 


(Sala 
Jeder der vertragenden Theile wird feinen Angeftellten, welche zur Vere 
Binderung oder zur Anzeige von Uebertretungen ſeiner eigenen Zollgeſetze angewieſen 
ſind, die Verpflichtung auflegen, ſobald ihnen bekannt wird, daß eine Ueber⸗ 
tretung derartiger Geſetze des anderen Theiles unternommen werden foll, oder 
ſtattgefunden hat, dieſelbe im erſteren Falle durch alle ihnen geſetzlich zuſtehenden 
Mittel thunlichft zu verhindern und in beiden Fällen der inländiſchen Zoll⸗ oder 
Steuerbehörde (im Deutſchen Reich: Hauptzollämter oder Hauptſteuerämter, in 
Defterreich- Ungarn: Hauptzollämter oder Finanzwach⸗Kommiſſäre) ſchleunigſt an⸗ 

zuzeigen. 
$. 3. 


Die Zoll⸗ oder Steuerbehörden des einen Theiles ſollen über die zu ihrer 
Kenntniß gelangenden Uebertretungen von Zollgeſetzen des anderen Theiles den im 
§. 2 bezeichneten Zoll⸗ oder Steuerbehörden des letzteren ſofort Mittheilung machen 
und denſelben dabei über die einſchlagenden Thatſachen, ſoweit ſie dieſe zu ermit⸗ 
teln vermögen, jede ſachdienliche Auskunft ertheilen. 


$. 4. 

Die Einhebungämter eines jeden der vertragenden Theile ſollen den dazu 
von dem anderen Theile ermächtigten oberen Zoll⸗ oder Steuerbeamten die Ein⸗ 
ſicht der Regiſter oder Regiſterabtheilungen, welche den Waarenverkehr aus und 
nach den Gebieten des letzteren und an der Grenze derſelben nachweiſen, nebſt 
Belegen auf Begehren jederzeit an der Amtsſtelle geſtatten. 


$. 5. : 
Die Zoll- und Steuerbeamten an der Grenze zwiſchen den beiderſeitigen 
Zollgebieten ſollen angewieſen werden, ſich zur Verhütung und Entdeckung des 


24° 
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Schleichhandels nach beiden Seiten hin bereitwilligſt zu unterſtützen und nicht allein 
zu jenem Zweck ihre Wahrnehmungen ſich gegenſeitig binnen der kürzeſten Friſt 
mitzutheilen, ſondern auch ein freundnachbarliches Vernehmen zu unterhalten und 
zur Verſtändigung über zweckmäßiges Zuſammenwirken von Zeit zu Zeit und bei 
beſonderen Veranlaſſungen ſich mit einander zu berathen. 


F. 6. 


Den Zoll⸗ und Steuerbeamten der vertragenden Theile ſoll geſtattet ſein, 
bei Verfolgung eines Schleichhändlers oder der Gegenſtände oder Spuren einer 
Uebertretung der Zollgeſetze ihres Staates ſich in das Gebiet des anderen Theiles 
zu dem Zweck zu begeben, um bei den dortigen Ortsvorſtänden oder Behörden 
die zur Ermittelung des Thatbeſtandes und des Thäters und die zur Sicherung 
des Beweiſes erforderlichen Maßregeln, das Sammeln aller Beweismittel bezüglich 
der vollbrachten oder verſuchten Zollumgehung, ſowie den Umſtänden nach die 
einſtweilige Beſchlagnahme der Waaren und die Feſthaltung der Thäter zu 
beantragen. 

Anträgen dieſer Art ſollen die Ortsvorſtände und Behörden jedes der ver⸗ 
tragenden Theile in derſelben Weiſe genügen, wie ihnen dies bei vermutheten oder 
entdeckten Uebertretungen der Zollgeſetze des eigenen Staates zuſteht und obliegt. 
Auch können die Zoll- und Steuerbeamten des einen Theiles durch Requiſition 
ihrer vorgeſetzten Behörde von Seiten der zuſtändigen Behörde des anderen Theiles 
aufgefordert werden, entweder vor letzterer ſelbſt oder vor der kompetenten Behörde 
ihres eigenen Landes die auf die Zollumgehung bezüglichen Umſtände auszuſagen. 


$. 7. 


Keiner der vertragenden Theile wird in ſeinem Gebiete Vereinigungen zum 
Zweck des Schleichhandels nach dem Gebiete des anderen Theiles dulden, oder 
Verträgen zur Sicherung gegen die möglichen Nachtheile ſchleichhändleriſcher 
Anternehmungen Gültigkeit zugeſtehen. 


$. 8. 


Jeder der vertragenden Theile iſt verpflichtet, zu verhindern, daß Vorräthe 
von Waaren, welche als zum Schleichhandel nach dem Gebiete des anderen Theiles 
beſtimmt anzusehen find, in der Nähe der Grenze des letzteren angehäuft oder ohne 
genügende Sicherung gegen den zu beſorgenden Mißbrauch niedergelegt werden. 

Innerhalb des Grenzbezirkes ſollen Niederlagen fremder unverzollter Waaren 
in der Regel nur an ſolchen Orten, wo ſich ein Zollamt befindet, geſtattet und 
in dieſem Falle unter Verſchluß und Kontrole der Zollbehörde geſtellt werden. 

Sollte in einzelnen Fällen der amtliche Verſchluß nicht anwendbar ſein, ſo 
ſollen ſtatt desſelben anderweite möglichſt ſichernde Kontrolmaßregeln angeordnet 
werden. Vorräthe von fremden verzollten und von inländiſchen Waaren innerhalb 
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des Grenzbezirkes follen das Bedürfniß des erlaubten, d. h. nach dem örtlichen 
Verbrauche im eigenen Lande bemeſſenen Verkehrs nicht überſchreiten. Entſteht 
Verdacht, daß ſich Vorräthe von Waaren der letztgedachten Art über das bezeichnete 
Bedürfniß und zum Zweck des Schleichhandels gebildet hätten, ſo ſollen dergleichen 
Niederlagen, inſoweit es geſetzlich zuläſſig iſt, unter ſpezielle, zur Verhinderung 
des Schleichhandels geeignete Kontrole der Zollbehörde geſtellt werden. 


9.95 
Jeder der vertragenden Theile iſt verpflichtet: 


a) Waaren, deren Ein- oder Durchfuhr in dem Gebiete des anderen Theiles 
verboten iſt, nach demſelben nur beim Nachweiſe dortiger beſonderer 
Erlaubniß zoll⸗ oder ſteueramtlich abzufertigen; 


bp) Waaren, welche in dem Gebiete des anderen Theiles eingangsabgaben⸗ 
pflichtig und dahin beſtimmt ſind, nach demſelben 

1. nur in der Richtung nach einem dortigen mit ausreichenden Be⸗ 
fugniſſen verſehenen Eingangsamte, 

2. von den Ausgangsämtern oder Legitimationsſtellen nur zu ſolchen 
Tageszeiten, daß ſie jenſeits der Grenze zu dort erlaubter Zeit 
eintreffen können, und 

3. unter Verhinderung jedes vermeidlichen Aufenthaltes zwiſchen dem 
Ausgangsamte oder der Legitimationsſtelle und der Grenze 


zoll- oder ſteueramtlich abzufertigen, oder mit Ausweiſen zu verſehen. 


6.10. 


Auch wird jeder der beiden Theile die Erledigung der für die Wiederausfuhr 
unverabgabter Waaren ihm geleiſteten Sicherheiten, ſowie die für Ausfuhren ge⸗ 
bührenden Abgabenerlaſſe oder Erſtattungen erſt dann eintreten laſſen, wenn ihm 
durch eine vom Eingangsamte auszuſtellende, die Regiſterpoſt und das Datum 
der Abfertigung enthaltende Beſcheinigung nachgewieſen wird, daß die nach dem 
vorbezeichneten Nachbarlande ausgeführte Waare in dem letzteren angemeldet 
worden iſt. 

Sell, 


Vor Ausführung der im $. 9 unter b und im F. 10 enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen werden die vertragenden Theile über die erforderliche Anzahl und die 
Befugniſſe der zum Waarenübergange an der gemeinſchaftlichen Grenze beſtimmten 
Anmelde⸗ und Erhebungsſtellen, über die denſelben, ſoweit ſie zu einander 
unmittelbar in Beziehung ſtehen, übereinſtimmend vorzuſchreibenden Abfertigungs⸗ 
ſtunden und über nach Bedürfniß anzuordnende amtliche Begleitungen der aus⸗ 
geführten Waaren bis zur jenfeitigen Anmeldeftelle, ſowie über beſondere Maß⸗ 
regeln für den Eiſenbahnverkehr ſich bereitwilligſt verſtändigen. 
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$. 12. 


Jeder der vertragenden Theile hat die in den SS. 13 und 14 erwähnten 
Uebertretungen der Zollgeſetze des anderen Theiles nicht allein ſeinen Angehörigen, 
ſondern auch allen denjenigen, welche in ſeinem Gebiete einen vorübergehenden 
Wohnſitz haben oder auch nur augenblicklich ſich befinden, unter Androhung der 
zu jenen Paragraphen bezeichneten Strafen zu verbieten. Beide vertragende 
Theile verpflichten ſich wechſelſeitig, die dem anderen vertragenden Theile an⸗ 
gehörigen Unterthanen, welche den Verdacht des Schleichhandels wider ſich erregt 
haben, innerhalb ihrer Gebiete überwachen zu laſſen. 


$. 13. 


Uebertretungen von Ein⸗, Aus⸗ und Durchfuhrverboten des anderen Theiles 
und Zoll⸗ oder Steuerdefrauden, d. h. ſolche Handlungen oder geſetzwidrige Unter⸗ 
laſſungen, durch welche dem letzteren eine ihm geſetzlich gebührende Ein- oder Aus 
gangsabgabe entzogen wird oder bei unentdecktem Gelingen entzogen werden würde, 
ſind von jedem der vertragenden Theile nach ſeiner Wahl entweder mit Konfis⸗ 
kation des Gegenſtandes der Uebertretung, eventuell Erlegung des vollen Werthes, 
und daneben mit angemeſſener Geldſtrafe, oder mit denſelben Geld» oder Vere 
mögensſtrafen zu bedrohen, welchen gleichartige oder ähnliche Uebertretungen ſeiner 
eigenen Abgabengeſetze unterliegen. 

Im letzteren Falle iſt der Strafbetrag, ſoweit derſelbe geſetzlich nach dem 
entzogenen Abgabenbetrage ſich richtet, nach dem Tarife des Staates zu bemeſſen, 
deſſen Abgabengeſetz übertreten worden iſt. 


F. 14. 


Für ſolche Uebertretungen der Zollgeſetze des anderen Theiles, durch welche 
erweislich ein Ein⸗, Aus⸗ oder Durchfuhrverbot nicht verletzt oder eine Abgabe 
widerrechtlich nicht entzogen werden konnte oder ſollte, find genügende, in be 
ſtimmten Grenzen vom ſtrafrichterlichen Ermeſſen abhängige Geldſtrafen an⸗ 
zudrohen. 

§. 15. 


Freiheits⸗ oder Arbeitsſtrafen (vorbehaltlich der nach ſeinen eigenen Abgaben⸗ 
geſetzen eintretenden Abbüßung unvollſtreckbarer Geldſtrafen durch Haft oder Arbeit), 
ſowie Ehrenſtrafen, die Entziehung von Gewerbsberechtigungen oder, als Straf- 
ſchärfung, die Bekanntmachung erfolgter Verurtheilungen anzudrohen, iſt auf 
Grund dieſes Kartells keiner der vertragenden Theile verpflichtet. 


F. 16. 


Dagegen darf durch die nach den $$. 12 bis 15 zu erlaſſenden Straf— 
beſtimmungen die geſetzmäßige Beſtrafung der bei Verletzung der Zollgeſetze des 
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anderen Theiles etwa vorkommenden fonftigen Uebertretungen, Vergehen und Ver: 
brechen, als: Beleidigungen, rechtswidrige Widerſetzlichkeit, Drohungen oder Ge 
waltthätigkeiten, Fälſchungen, Beſtechungen oder Erpreſſungen u. dergl., nicht aus⸗ 
geſchloſſen oder beſchränkt werden. 


A Ke 


Uebertretungen der Zollgeſetze des anderen Theiles hat auf Antrag einer zu⸗ 
ſtändigen Behörde desſelben jeder der vertragenden Theile von denſelben Gerichten 
und in denſelben Formen, wie Mebertretungen ſeiner eigenen derartigen Geſetze, 
unterſuchen und geſetzmäßig beſtrafen zu laſſen, 

1. wenn der Angeſchuldigte entweder ein Angehöriger des Staates iſt, 

welcher ihn zur Unterſuchung und Strafe ziehen ſoll, oder 

2. wenn jener nicht allein zur Zeit der Uebertretung in dem Gebiete dieſes 

Staates einen, wenn auch nur vorübergehenden, Wohnſitz hatte oder die 
Uebertretung von dieſem Gebiete aus beging, ſondern auch bei oder 
nach dem Eingange des Antrages auf Unterſuchung ſich in demſelben 
Staate betreffen läßt; 
in dem unter 2 erwähnten Falle jedoch nur dann, wenn der Angeſchuldigte nicht 
Angehöriger des Staates iſt, deſſen Geſetze Gegenſtand der angeſchuldigten Ueber⸗ 
tretung ſind. 


$. 18. 


Zu den im F. 17 bezeichneten Unterſuchungen follen das Gericht, von deſſen 
Bezirke aus die Uebertretung begangen iſt, und das Gericht, in deſſen Bezirke 
der Angeſchuldigte feinen Wohnſitz oder, als Ausländer, feinen einſtweiligen Auf 
enthalt hat, inſofern zuſtändig ſein, als nicht wegen derſelben Uebertretung gegen 
denſelben Angeſchuldigten ein Verfahren bei einem anderen Gerichte anhängig oder 
durch ſchließliche Entſcheidung beendigt iſt. 


$. 19. 


Bei den im F. 17 bezeichneten Unterſuchungen ſoll den amtlichen Angaben 
der Behörden oder Angeſtellten des anderen Theiles dieſelbe Beweiskraft beigelegt 
werden, welche den amtlichen Angaben der Behörden oder Angeſtellten des eigenen 
Staates in Fällen gleicher Art beigelegt iſt. 


F. 20. 


Die Koſten eines nach Maßgabe des F. 17 eingeleiteten Strafverfahrens und 
der Strafvollſtreckung find nach denſelben Grundſätzen zu beſtimmen und aufzu⸗ 
legen, welche für Strafverfahren wegen gleichartiger Uebertretungen der Geſetze 
des eigenen Staates gelten. 
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Für die einſtweilige Beſtreitung derſelben hat der Staat zu forgen, in 
welchem die Unterſuchung geführt wird. 

Diejenigen Koſten des Verfahrens und der Strafvollſtreckung, welche, wenn 
erftere8 wegen Uebertretung der eigenen Abgabengeſetze ftattgefunden hätte, von 
jenem Staate ſchließlich zu tragen ſein würden, hat, inſoweit ſie nicht vom An⸗ 
geſchuldigten eingezogen oder durch eingegangene Strafbeträge gedeckt werden können, 
der Staat zu erſtatten, deffen Behörde die Unterſuchung beantragte. 


F. 21. 


Die Geldbeträge, welche in Folge eines nach Maßgabe des F. 17 eingelei⸗ 
teten Strafverfahrens von dem Angeſchuldigten oder für verkaufte Gegenſtände 
der Uebertretung eingehen, ſind dergeſtalt zu verwenden, daß davon zunächſt die 
rückſtändigen Gerichtskoſten, ſodann die dem anderen Theile entzogenen Abgaben 
und zuletzt die Strafen berichtigt werden. 

Ueber die letzteren hat der Staat zu verfügen, in welchem das Verfahren 
ſtattfand. 


$. 22. 


Eine nach Maßgabe des F. 17 eingeleitete Unterſuchung it, fo lange ein 
rechtskräftiges Enderkenntniß noch nicht erfolgte, auf Antrag der Behörde des⸗ 
jenigen Staates, welcher dieſelbe veranlaßt hatte, ſofort einzustellen. 


F. 23. 


Das Recht zum Erlaſſe und zur Milderung der Strafen, zu welchen der 
Angeſchuldigte in Folge eines nach Maßgabe des $. 17 eingeleiteten Verfahrens 
verurtheilt wurde oder ſich freiwillig erboten hat, ſteht dem Staate zu, bei deſſen 
Gerichte die Verurtheilung oder Erbietung erfolgte. DE 

Es ſoll jedoch vor derartigen Straferlaffen oder Strafmilderungen der zu⸗ 
ſtändigen Behörde des Staates, deſſen Geſetze übertreten waren, Gelegenheit ge⸗ 


geben werden, ſich darüber zu äußern. 


F. 24. 


Die Gerichte jedes der vertragenden Theile ſollen in Beziehung auf jedes 
in dem anderen Gebiete wegen Uebertretung der Zollgeſetze dieſes Gebietes oder 
in Gemäßheit des $. 17 eingeleitete Strafverfahren verpflichtet fein, auf Erſuchen 
des zuſtändigen Gerichts: 

1. Zeugen und Sachverſtändige, welche ſich in ihrem Gerichtsbezirke auf⸗ 
halten, auf Erfordern eidlich zu vernehmen und erſtere zur Ablegung 
des Zeugniſſes, ſoweit dasſelbe nicht nach den Landesgeſetzen verweigert 
werden darf, z. B. die eigene Mitſchuld der Zeugen betrifft, oder ſich 
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auf Umſtände erſtrecken ſoll, welche mit der Anſchuldigung nicht in 
naher Verbindung ſtehen, nöthigenfalls anzuhalten; 

2. amtliche Beſichtigungen vorzunehmen und den Befund zu beglaubigen; 

3. Angeſchuldigten, welche ſich im Bezirke des erſuchten Gerichts auf⸗ 
halten, ohne dem Staatsverbande des letzteren anzugehören, Vorladungen 
und Erkenntniſſe behändigen zu laſſen; 

4. Uebertreter und deren bewegliche Güter, welche im Bezirke des erſuchten 
Gerichts angetroffen werden, anzuhalten und auszuliefern, inſofern nicht 
jene Uebertreter dem Staatsverbande des erſuchten Gerichts oder einem 
ſolchen dritten Staate angehören, welcher durch Verträge verpflichtet iſt, 
die fragliche Uebertretung ſeinerſeits gehörig unterſuchen und beſtrafen 
zu laſſen. 

§. 25. 


Es ſind in dieſem Kartell unter „Zollgeſetzen“ auch die Ein⸗, Aus⸗ und 
Durchfuhrverbote, und unter „Gerichten“ die in jedem der beiderſeitigen Gebiete 
zur Unterſuchung und Beſtrafung von Uebertretungen der eigenen derartigen Geſetze 
beftellten Behörden verftanden. 


F. 26. 


Durch die vorſtehenden Beſtimmungen werden weitergehende Zugeſtändniſſe 
zwiſchen den vertragenden Staaten zum Zweck der Unterdrückung des Schleich⸗ 
handels nicht aufgehoben oder geändert. 


Reichs- Gefegbl. 1881. 25 
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Schlußprotokoll. 


Bei der am heutigen Tage ſtattgefundenen Unterzeichnung des Handelsvertrages 
zwiſchen der öſterreichiſch⸗-ungariſchen Monarchie und dem Deutſchen Reich haben 
die beiderſeitigen Bevollmächtigten folgende Bemerkungen, Erklärungen und Ver⸗ 
abredungen in das gegenwärtige Protokoll niedergelegt: 


Zu Artikel 1 des Vertrages. 


1. Der im Artikel 1 unter b ausgeſprochene Vorbehalt erſtreckt ſich auch 
auf jene Vorſichtsmaßregeln, die zum Schutze der Landwirthſchaft gegen die Ein⸗ 
ſchleppung und Verbreitung ſchädlicher Inſekten (wie z. B. der Reblaus und des 
Koloradokäfers) ergriffen werden. 

2. Die vertragſchließenden Theile werden ſich alle aus Rückſichten der Ge⸗ 
ſundheitspolizei erlaſſenen Verkehrsbeſchränkungen gegenſeitig mittheilen. 

3. Soweit einzelnen Wirthſchaftsbeſitzern in den an Oeſterreich⸗Ungarn 
grenzenden deutſchen Bezirken bisher geſtattet werden konnte, jährlich bis zu 6 Stück 
Nutz⸗ und Zuchtvieh zu ihrem eigenen Wirthſchaftsbedarf aus Oeſterreich⸗Ungarn 
einzuführen, wird dieſe Zahl auf 12 Stück für das Kalenderjahr erhöht. 

Die Konfinirungszeit für das im vorerwähnten Grenzverkehr aus Oeſter⸗ 
reich-Ungarn in die angrenzenden deutſchen Bezirke eingebrachte Vieh wird in der 
Regel 45 Tage nicht überſchreiten. 

Sofern örtliche Bedürfniſſe eine Erweiterung der Bezirke, welche bisher 
deutſcherſeits für dieſen Grenzverkehr feſtgeſetzt wurden, wünſchenswerth erſcheinen 
laſſen, wird ſolchen Bedürfniſſen billige Rückſicht getragen werden. 


Zu Artikel 3 des Vertrages. 


Die beiden vertragſchließenden Theile werden dafür Sorge tragen, daß die 
innere Geſetzgebung der techniſchen Entwickelung der einer inneren Abgabe unter⸗ 
liegenden Induſtrie derart folge, daß die Steuerrückvergütung die thatſächlich ent⸗ 
richtete Steuer nicht überſteige. 


Zu Artikel 5 des Vertrages. 


Bezüglich derjenigen Waaren, welche aus dem Gebiete des einen der ver⸗ 
tragſchließenden Theile nach dem Gebiete des anderen auf Märkte oder Meſſen 
gebracht oder dorthin auf ungewiſſen Verkauf, außer dem Meß⸗ und Markt⸗ 
verkehr, verſendet, binnen einer im voraus zu beſtimmenden Friſt unverkauft zu⸗ 
rückgeführt, dann der Muſter, welche von Handlungsreiſenden eingeführt werden, 
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bewendet es bei den zur Zeit in den beiderſeitigen Vertragsgebieten in Anwendung 
ſtehenden Vorſchriften. 

Hinſichtlich des Viehes, welches auf Märkte in das Gebiet des anderen ver⸗ 
tragſchließenden Theiles gebracht und unverkauft von dort zurückgeführt wird, 
findet beiderſeits eine möglichſt erleichterte Abfertigung ftatt. 

Zur Feſtſtellung der Identität wird in der Regel die Bezeichnung des 
Viehes nach Gattung, Stückzahl und Farbe unter Angabe etwaiger beſonderer 
Merkmale als genügend angeſehen. 


Zu Artikel 6 des Vertrages. 


In Beziehung auf die Zollbegünſtigungen, bei denen die Begriffe Grenz⸗ 
bezirk und Grenzbewohner in Frage kommen, werden die dermalen in beiden 
Staaten beſtehenden Grenzbezirke als ſolche anerkannt, auf welche derlei Zoll⸗ 
begünſtigungen ſich zu erſtrecken haben. Im Fall von Aenderungen in der Aus⸗ 
dehnung der Grenzbezirke gelten dieſe Zollbegünſtigungen für eine Grenzzone von 
zehn Kilometer Entfernung von der Grenze. Es ſind jedoch die Direktivbehörden 
der betreffenden Grenzſtrecken, unter Zuſtimmung der Direktivbehörde des anderen 
vertragſchließenden Theiles, befugt, auch über jene Bezirke hinaus Ausnahmen 
nach Maßgabe des örtlichen Bedürfniſſes zu bewilligen. 


Zu Artikel 5, 6 und 7 des Vertrages. 


Die in den Artikeln 5, 6 und 7 verabredeten Verkehrserleichterungen finden 
unter den in der Uebereinkunft zwiſchen Oeſterreich, Bayern, Württemberg und 
Baden vom 20. Februar 1854 feſtgeſetzten Kontrolen auch auf den Verkehr über 
den Bodenſee Anwendung. 

Eine Revifion der gedachten Uebereinkunft mit Rückſicht auf ſolche Beſtim⸗ 
mungen derſelben, welche in Folge thatſächlich veränderter Verhältniſſe einer Modi⸗ 
fikation bedürfen, bleibt vorbehalten. 


Zu Artikel 7 des Vertrages. 


1. Die im Artikel 7 bezeichnete Erleichterung iſt durch nachſtehende Ume 

ſtände bedingt: 

a) Die Waaren müſſen beim Eingangsamte zur Weiterſendung mit einem 
Begleitſchein (nicht zur ſchließlichen Abfertigung) angemeldet werden und 
von einer amtlichen Bezettelung begleitet ſein, welche ergiebt, daß und 
wie ſie am Verſendungsorte unter amtlichen Verſchluß geſetzt worden ſind. 

p) Dieſer Verſchluß muß bei der Prüfung als unverletzt und ſichernd 
befunden werden. 

e) Die Deklaration muß vorſchriftsmäßig und dergeſtalt erfolgen, daß 
wegen mangelhafter Anmeldung die ſpezielle Reviſion nicht erforderlich 

25˙ 
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wird, und es darf zum Verdacht eines beabſichtigten Unterſchleifs über- 
haupt keine Veraniaffung vorliegen. 

Läßt ſich ohne Abladung der Waaren die vollſtändige Ueber⸗ 
zeugung gewinnen, daß der in dem Gebiete des anderen Theiles am: 
gelegte Verſchluß unverletzt und ſichernd fei, fo kann auch die Abladung 
und Verwiegung der Waaren unterbleiben. 

2. Soweit an einzelnen Orten in Deutſchland ein Bedürfniß ſich geltend 
macht, ſoll auf beſonderes Anſuchen auch Waarenführern die Benutzung der öffent⸗ 
lichen Niederlage geſtattet werden. Die gleiche Begünſtigung wird öſterreichiſch⸗ 
ungariſcherſeits zugeſtanden. 


Zu Artikel 8 des Vertrages. 


1. Die beſtehenden Zuſammenlegungen von gegenüberliegenden Grenzoll⸗ 
ämtern bleiben aufrecht. Doch ſteht jedem der betheiligten Staaten frei, eine 
ſolche Zuſammenlegung gegen vorherige ſechsmonatliche Kündigung zurückzuziehen. 

Neue Zuſammenlegungen bleiben der Verſtändigung zwiſchen Oeſterreich und 
den betheiligten deutſchen Staaten vorbehalten. 

2. Es wird auch ferner auf thunlichſte Uebereinſtimmung in den Abferti- 
gungsbefugniſſen der gegenüberliegenden Grenzzollämter Bedacht genommen werden. 

Eine ausnahmsweiſe Erweiterung der Kompetenz einzelner Aemter wird der 
beſonderen Verſtändigung der betheiligten Regierungen vorbehalten. 

Hinſichtlich der Stellung und der Amtsbefugniſſe der auf das Gebiet des 
anderen Theiles verlegten Grenzollämter hat man ſich über folgende Grundſätze 
geeinigt: 

a) Ein auf das jenſeitige Gebiet verlegtes, früher auf dem Gebiete des 

Staates, welchem es angehört, aufgeſtellt geweſenes Zollamt behält den 
Namen des früheren Standortes, welchem jedoch ſein neuer Standort 
beigefügt wird. Die auf jenſeitigem Gebiete neu errichteten Aemter 
erhalten den Namen ihres Standortes. 

b) Die Schlagbäume erhalten die Landesfarben des Territoriums „auf 

welchem fie ſtehen; das Amtsſchild wird mit den Farben und Wappen 
des Landes, welchem das Amt angehört, verſehen. 


e) Die Aufrechthaltung der Hausordnung liegt dem Vorſteher des Terri: 
torialamtes ob. 

d) Die Regierung des Territorialſtaates hat dafür zu ſorgen „daß die auf 
ihr Gebiet überſetzten Beamten in Betreibung ihrer zollamtlichen Ge⸗ 
ſchäfte nicht geſtört werden, und daß namentlich die Sicherheit ihrer 
Dienſtpapiere und Gelder keinem Anſtande unterliege. 

e) Die beiderſeitigen Zoll- und Steuerbeamten und Angeſtellten, welche 
ſich aus irgend einer im Vertrage vorgeſehenen Veranlaſſung in der 
vorſchriftsmäßigen Dienſtuniform in den gegenüberliegenden Staat be 


— 143 — 


geben, find dort von dem für Rechnung des Staates zu erhebenden 
Wege⸗, Brücken⸗ und Fährgelde ebenſo wie die eigenen Beamten und 
Angeſtellten befreit. Dagegen haben ſie die Befreiung von dergleichen 
Kommunikationsabgaben, deren Erhebung Geſellſchaften, Korporationen, 
Gemeinden oder einzelnen Privatperſonen zusteht, nur inſoweit zu be⸗ 
anſpruchen, als ſie nach dem beſtehenden Tarife begründet erſcheint. 


f) Es wird ausdrücklich anerkannt, daß durch die Zuſammenlegung der 
gegenüberliegenden Zollämter wohl eine thunliche Gleichzeitigkeit der 
beiderſeitigen Amtshandlungen, nicht aber eine regelmäßige Abfertigungs⸗ 
gemeinſchaft beabſichtigt ſei, daß demnach, abgeſehen von Fällen außer⸗ 
gewöhnlichen Verkehrsandranges und den hierfür von den beiderſeitigen 
Zollverwaltungen einvernehmlich zu erlaſſenden Inſtruktionen, jedes der 
beiden Aemter nur die ihm als Ein- oder Ausgangsamt feines Staates 
obliegenden Funktionen zu vollziehen, an den gleichen Funktionen des 
anderen Amtes aber ſich nicht zu betheiligen habe. 


g) Die gegenwärtig beſtehenden Verabredungen: 

zur Regelung der Verhältniſſe der Beamten und Angeſtellten der 
auf das Gebiet des Nachbarſtaates verlegten Zollämter, 

über das Verhalten der Beamten und Angeſtellten der beider⸗ 
ſeitigen Zollſchutzwachen in ihrem Verkehr zu den Beamten und 
Angeſtellten der Wachanſtalten des Nachbarſtaates, 

über die Unterbringung der auf das Gebiet des einen Staates 
verlegten Aemter des anderen Staates und die hierfür an⸗ 
zurechnenden Miethzinſe, 

über die Koſten der Reinigung und Heizung der zuſammen⸗ 
gelegten Aemter, 

über die Errichtung, Erhaltung, Beleuchtung, das Schließen und 
Oeffnen der Schlagbäume bei den zuſammengelegten Aemtern, 

über die Rechte und Pflichten der Beamten der auf das Gebiet 
des Nachbarſtaates verlegten Zollämter, denen Wohnungen 
in dem Staatsgebäude des letzteren eingeräumt worden, 

über die Zollabfertigungen an Sonn- und Feiertagen, endlich 

über die gegenſeitige Zollbefreiung für fertige Beamten⸗Uniform⸗ 
und Armaturſtücke 

werden hierdurch aufrecht erhalten. 


Der Grenzpaſſantendienſt wird von jedem der vertragſchließenden Theile 
nach den in ſeinem Gebiete diesfalls beſtehenden Vorſchriften und mit Rückſicht 
auf die beſonderen Vereinbarungen gehandhabt werden. 
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Zu Artikel 10 des Vertrages und zum Zollkartell. 


1. Zu F. 4 des Zollkartells. 

Zu den oberen Voll: und Steuerbeamten, welche befugt find, bei den 
Einhebungsämtern des gegenüberliegenden Zollgebietes die Regiſter oder Regiſter⸗ 
abtheilungen, welche den Waarenverkehr aus und nach demſelben und an deſſen 
Grenze nachweiſen, nebſt Belegen zur Notiznahme einzuſehen, gehören außer den 
höheren Beamten, in Oeſterreich⸗Ungarn: die Oberbeamten der Hauptzollämter, 
die Finanzwach⸗Oberkommiſſäre und Kommiſſäre, in Deutſchland: die Hauptamts⸗ 
mitglieder und die Oberkontrolöre. 


2. Zu F. 5 des Zollkartells. 

Es wird als unbedenklich anerkannt, daß die Grenzaufſeher (Finanzwach⸗ 
mannſchaften) zur Verhütung und Enldeckung des Schleichhandels ſich gegenſeitig 
unterſtützen und ihre darauf bezüglichen Wahrnehmungen einander unmittelbar 
mittheilen. Man war jedoch darüber einverſtanden, daß die zur Verſtändigung 
über zweckmäßiges Zuſammenwirken von Zeit zu Zeit und bei beſonderen Ver⸗ 
anlaſſungen vorzunehmenden Berathungen zunächſt nur unter den beiderſeitigen 
oberen Zoll⸗ und Steuerbeamten ſtattzufinden haben. 


3. Zu . 6 des Zollkartells. 

Es wird anerkannt, daß die beiderſeitigen Zoll- und Steuerbeamten, wenn 
dieſelben bei Verfolgung eines Schleichhändlers oder der Gegenſtände oder Spuren 
einer Uebertretung der Zollgeſetze des einen vertragſchließenden Theiles in das Ge 
biet des anderen ſich begeben, ſich lediglich darauf zu beſchränken haben, bei den 
dortigen Ortsvorſtänden oder Behörden die zur Ermittelung des Thatbeſtandes 
und des Thäters und die zur Sicherung des Beweiſes erforderlichen Maßregeln, 
das Sammeln aller Beweismittel bezüglich der vollbrachten oder verſuchten Zoll: 
umgehung, ſowie den Umſtänden nach die einſtweilige Beſchlagnahme der Waaren 
und die Feſthaltung der Thäter zu beantragen, daß die genannten Beamten da⸗ 
gegen auf fremdem Gebiete weder die Perſon des Thäters, noch die Gegenſtände 
der Uebertretung anhalten, noch auch von ihren Waffen Gebrauch machen dürfen. 
Sollten aber die Beamten bei der Verfolgung durch thätliche Angriffe auf ihre 
Perſon in die Nothwendigkeit verſetzt werden, zu ihrer Selbſtvertheidigung auf 
fremdem Territorium von ihren Waffen Gebrauch zu machen, ſo haben in jedem 
einzelnen Falle die Behörden des Landes, in welchem dieſer Fall vorgekommen, 
nach den daſelbſt geltenden Geſetzen darüber zu entſcheiden, ob dieſer Gebrauch 
überhaupt oder in dem ſtattgehabten Umfange zur Abwehr der thätlichen Angriffe 
erforderlich geweſen iſt. 

4. Zu §§. 6 und 11 des Zollkartells. 


Die beiderſeitigen Zoll- und Steuerbeamten können, wenn ſie ſich zu den 
in den SS. 6 und 11 des Zollkartells bezeichneten Zwecken in das Gebiet des 
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anderen Theiles begeben, dabei ebenfo bewaffnet fein, wie es für die Ausübung 
des Dienſtes im eigenen Lande vorgeſchrieben iſt. 


5. Zu F. 8 des Zollkartells. 

Man war darüber einverſtanden, daß es, ſo lange fremde unverzollte 
Waaren im Grenzbezirke nur an Orten, wo ſich Zollämter befinden, und dort 
nur in zollamtlichen Niederlagen oder doch unter einer gegen mißbräuchliche 
Verwendung hinreichend ſichernden Kontrole niedergelegt werden dürfen, zur Aus⸗ 
führung der im F. 8 enthaltenen Verabredungen genüge, wenn die beiderſeitigen 
Zollbehörden angewieſen werden, Niederlagen der gedachten Art, ſowie Vorräthe 
von fremden verzollten und von inländiſchen Waaren innerhalb des Grenzbezirkes 
mit gehöriger Berückſichtigung auch der Zollintereſſen des anderen Theiles in der 
geſetzlich zuläſſigen Weiſe zu kontroliren. 


6. Zu F. 9 des Zollkartells. 

Zur Ausführung der Verabredung unter lit. a des F. 9 werden den 
beiderſeitigen Aemtern die in dem gegenüberliegenden Zollgebiete in der Einfuhr 
und Durchfuhr verbotenen oder einer beſonderen Erlaubniß bedürfenden Gegen⸗ 
ſtände beſonders bezeichnet werden. 


7. Zu F. 10 des Zollkartells. 

Nach F. 10 des Zollkartells ſollen die Erledigung der für die Wieder⸗ 
ausfuhr unverabgabter Waaren geleiſteten Sicherheiten, fomie die für Ausfuhren 
gebührenden Abgabenerlaſſe oder Erſtattungen erſt dann gewährt werden, wenn 
durch eine vom Eingangsamte auszuſtellende Beſcheinigung nachgewieſen wird, 
daß die aus dem deutſchen Zollgebiete nach Oeſterreich⸗Ungarn oder umgekehrt 
ausgeführte Waare in Oeſterreich⸗Ungarn beziehentlich dem deutſchen Zollgebiete 
angemeldet worden iſt. n 

In Bezug auf die Ausführung dieſer Beſtimmung war man darüber cine 
verſtanden, daß es bei dem bisherigen Verfahren nach Maßgabe der nachfolgen⸗ 
den Vorſchriften verbleiben ſoll: 

a) Bei dem gewöhnlichen Frachtenverkehr, wo die beiderſeitigen Grenzzoll⸗ 
ämter die zollgeſetzliche Ausgangs⸗ beziehungsweiſe Eingangsabfertigung der Waaren 
vornehmen, erfolgt die Ueberweiſung derſelben behufs der Anmeldungsbeſcheinigung 
auf den die Waaren begleitenden Abfertigungspapieren von dem Grenzzollamte 
des Ausgangsſtaates an das Grenzzollamt des Eingangsſtaates. Das letztere giebt 
die Anmeldungsbeſcheinigung unter Beidrückung des Amtsſiegels und unter amt⸗ 
licher Unterfchrift mit den Worten: „Angemeldet und unter Nr.. des 
Regiſters eingetragen.“ 

p) Bei dem Frachtverkehr mittelft der Eiſenbahn findet dasfelbe Verfahren 
ſtatt, auch wenn die Ausgangsabfertigung bei einem Amte im Innern und die 
Eingangsabfertigung bei dem Grenzzollamte, oder die Ausgangsabfertigung bei dem 
Grenzollamte und die Eingangsabfertigung bei einem Amte im Innern, oder 
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die Ausgangs⸗ und die Eingangsabfertigung beiderſeits bei einem Amte im Innern 
vorgenommen wird. 

Damit aber in dem Falle, wo die Eingangsabfertigung bei einem Amte 
im Innern ſtattfindet, dieſes weiß, welche der ihm im Anſageverfahren über⸗ 
wieſenen Güter im gebundenen Verkehr übergegangen find, fo bemerkt das Grenz 
zollamt des Eingangsſtaates auf Grund der ihm von dem Grenzzollamte des 
Ausgangsſtaates mitgetheilten Abfertigungspapiere bei der betreffenden Poſt der 
Ladeliſte, welches Amt des Ausgangsſtaates die Ausgangsabfertigung vorgenommen 
bat, ſowie in welchem Regiſter und unter welcher Nummer desſelben die Waare 
dort eingetragen iſt. Es würde alſo z. B. bei einer nach Wien beſtimmten 
Waarenpoſt, welche mit Begleitſchein nach Breslau gekommen und dort zum 
Ausgange über Oderberg abgefertigt iſt, das öſterreichiſche Grengollamt zu Oder⸗ 
berg, welches die Waaren im Anſageverfahren nach Wien abläßt, auf Grund 
des ihm von dem preußiſchen Grenzzollamte zu Oderberg mitgetheilten Begleit⸗ 
ſcheines in der Ladeliſte bei der betreffenden Poſt bemerken: 


„Im gebundenen Verkehr von Breslau, Begleitſchein. Empfangs⸗ 
regiſter Nr.“ 


Damit aber auch das Ausgangs-Abfertigungsamt ſofort beim Rückempfange 
der von dem Grenzzollamte des Eingangsſtaates für die Anmeldung beſcheinigten 
Abfertigungspapiere erfährt, welches Amt des Eingangsſtaates die zollgeſetzliche 
Eingangsabfertigung vornimmt, ſo giebt das Grenzzollamt des Eingangsſtaates 
die Anmeldungsbeſcheinigung über die von ihm im Anſageverfahren auf ein Amt 
im Innern abgelaſſenen Waaren dahin: 


„Durch Ladungsliſte Nr. . . . angemeldet und mit Anſagezettel Nr. 
1 abgelaſſen.“ 


Bei zuſammengelegten Zollämtern, welche einen erheblichen Eiſenbahnverkehr 
abzufertigen haben, ſoll es jedoch genügen, daß die Eingangsämter die Ueber⸗ 
nahme der unverabgabten Waaren durch den Abdruck des Amtsſtempels in den 
Abfertigungspapieren des anderen Theiles beſtätigen. 

e) Bei dem Poſtverkehr, es mag die Beförderung der Güter mittelſt der 
gewöhnlichen Poſtwagen oder mittelſt der Eiſenbahn erfolgen, beſorgt das Grenz⸗ 
zollamt des Ausgangsſtaates die Ausgangsabfertigung der im gebundenen Verkehr 
übergehenden Waaren. Der zu prüfende Verſchluß bleibt an den einzelnen Poſt⸗ 
ftüden, und beſcheinigt das Grenzausgangsamt, dies auf der für das Grenz⸗ 
eingangsamt beſtimmten Waarenerklärung unter Beidrückung des Amtsſiegels mit 
den Worten: 


Siegl. Verſchluß von N. N. belaſſen“, 


ſo daß alle aus dem gebundenen Verkehr des Ausgangsſtaates eingehenden Poſt⸗ 
ſtücke beim Grenzeingangsamte mit amtlichem Verſchluſſe und mit amtlich be⸗ 
ſcheinigter Eingangserklärung ankommen und, ſofern dort nicht die zollgeſetzliche 
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Eingangsabfertigung ftattfindet, damit auf das dazu berufene Amt im Innern 
abgelaſſen werden müſſen. Die Zollabfertigungspapiere des Grenzausgangsamtes 
läßt dieſes ebenfalls mit an das Grenzeingangsamt gehen, welches ſie zum Be⸗ 
weiſe der Eingangsanmeldung abſtempelt und dann ſofort zurückſendet. 

Es bericht Einverſtändniß darüber, daß bei zuſammengelegten Zollämtern 
an der Eiſenbahn und insbeſondere dort, wo ein direkter Uebergang der Poſten 
in den nämlichen Eiſenbahn⸗Poſtwagen ohne Ausladung der Poſtſtücke ſtattfindet, 
und die letzteren theils unter Einzel⸗, theils unter Raumverſchluß einlangen be⸗ 
ziehungsweiſe weiter abgefertigt werden, von der Beſcheinigung des Verſchluſſes 
ſeitens des Austrittsamtes auf den für das Grenzeingangsamt beſtimmten Waaren⸗ 
erklärungen abgeſehen werden könne und es genüge, daß das Ausgangsamt die 
Zollabfertigungspapiere dem Eingangsamte zur Einſicht und behufs Abſtempelung 
ſogleich nach Eintreffen der Poſt zuſtelle. 


8. Zu F. 11 des Zollkartells. 


Die Verſtändigung über die in $. 11 erwähnten Punkte bleibt der Ver⸗ 
handlung zwiſchen Oeſterreich und den angrenzenden deutſchen Staaten vorbehalten. 

Die zollamtliche Abfertigung der über die beiderſeitigen Grenzen auf Eiſen⸗ 
bahnen verkehrenden Viehtransporte ſoll thunlichſt beſchleunigt und erleichtert 
werden. Dieſelbe iſt auf vorherige Anmeldung und bezüglichen Antrag der Eiſen⸗ 
bahrverwaltungen, wenn fonft die übrigen Vorausſetzungen zutreffen, auch zur 
Nachtzeit vorzunehmen, ſofern dies mit einer vollkommen verläßlichen Vollziehung 
des Dienſtes vereinbar iſt. 


9. Zu F. 13 des Zollkartells. 


Nach F. 13 des Zollkartells ſollen Uebertretungen von Ein⸗, Aus⸗ und 
Durchfuhrverboten des anderen Theiles mindeſtens mit denſelben Strafen bedroht 
werden, welchen gleichartige oder ähnliche Uebertretungen der eigenen Abgaben⸗ 
geſetze unterliegen. 

Man war darüber einverſtanden, daß in jenen Staaten, in welchen die 
Uebertretungen der aus polizeilichen Rückſichten ergangenen Ein⸗, Aus⸗ und Durch⸗ 
fuhrverbote nicht als eine Verletzung der Abgabengeſetze erachtet werden, auch nicht 
die zum Schutze der letzteren angedrohten Strafen, ſondern jene des einſchlägigen 
Strafgeſetzes Anwendung finden können, unbeſchadet der Verfolgung nach dem 
Zollſtrafgeſetze, falls zugleich eine Zollübertretung vorliegt. 


10. Zu F. 14 des Zollkartells. 


Die Anträge auf Einleitung der Unterſuchung können in Oeſterreich-Ungarn 
von den Finanzbezirksdirektionen beziehungsweiſe Finanzdirektionen und den Finanz⸗ 
inſpektoren (Grenzinſpektoren), in Deutſchland von den Hauptämtern ausgehen. 

Die beiderſeitigen Behörden haben dergleichen Anträge an einander zu 
richten, um das Weitere zu veranlaſſen. 

Reichs ⸗Geſetzbl. 1881. 26 


— 148 — 


11. Zu F. 21 des Zollkartells. 

Neben der Strafe find auch die vom Uebertreter umgangenen Gefälle ein, 
ſchließlich der Lizenzgebühren einzuziehen. 

12. Zu F. 22 des Zollkartells. 

Die Beſtimmung im Alinea 3 des $. 20 wegen Tragung der Koſten 
findet auch in dem hier vorgeſehenen Falle einer Einſtellung der Unterſuchung 
Anwendung. 

Zu Artikel 11 des Vertrages. 


Man iſt darüber einverſtanden, daß von den Beſtimmungen des gegen⸗ 

wärtigen Vertrages die Ausübung der nationalen Fiſcherei ausgeſchloſſen bleibt. 

Die verabredete Gleichſtellung der Seehandelsſchiffe und deren Ladungen in 

den beiderſeitigen Seehäfen erſtreckt ſich nicht: 

a) auf Prämien, welche für neu erbaute Seehandelsſchiffe ertheilt werden 
oder ertheilt werden möchten, ſofern dieſelben nicht in der Befreiung 
der Hafen⸗ und Zollgebühren oder in der Ermäßigung ſolcher Gebühren 
beftehen; 

b) auf die Privilegien für fogenannte Vachtklubs, welche dritten Staaten 
angehören. 


Zu den Artikeln 16 und 18 des Vertrages. 


1. Die in den Artikeln 16 und 18 enthaltenen Beſtimmungen erſtrecken ſich 
auch auf den Fall, wo eine Umladung durch Verſchiedenheit der Bahngeleiſe 
nöthig wird. Obgleich dieſelben auf ſonſtige Umladungen von Eiſenbahntrans⸗ 
porten nicht ausgedehnt werden konnten, ſo wird doch anerkannt, daß, wo durch 
ſehr große Entfernung der Auf⸗ und Abladungsorte eine Umladung nöthig wird, 
die Ausdehnung jener Begünſtigungen auf Fälle, wo eine gehörig beaufſichtigte 
Umladung ſtattfindet, nicht auszuſchließen ſei. 

2. Poſtſendungen, welche auf Eiſenbahnen durch das Gebiet eines der ver⸗ 
tragſchließenden Theile aus⸗ oder nach dem Gebiete des anderen durchgeführt 
werden, ſollen, wenn ihre Beförderung in gehörig verſchließbaren Behältniſſen er⸗ 
folgt, und die Zahl, der Inhalt und das Rohgewicht der Poſtſtücke aus den der 
Zollbehörde zugänglichen Poſtpapieren erſichtlich find, von der Deklaration und 
Reviſion ſowohl im Innern als an der Grenze, ſowie von dem zollamtlichen 
Verſchluß der einzelnen Poſtſtücke auch in dem Falle frei bleiben, wenn ſie zum 
Zweck des Ueberganges von einer Eiſenbahn auf eine andere umgeladen werden. 

Die Angabe des Inhalts der Poſtſtücke darf hinſichtlich der mit der Ueber⸗ 
landspoſt beförderten Gegenſtände unterbleiben. 

3. Man iſt darüber einverſtanden, daß durch die im zweiten Alinea des 
Artikels 18 und die vorſtehend unter 2 vereinbarte Befreiung der auf Eiſenbahnen 
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tranſitirenden Güter und Poſtſendungen von der zollamtlichen Reviſion die Aus⸗ 
führung einer ſolchen Reviſion nicht ausgeſchloſſen ſein ſoll, wenn Anzeigen oder 
begründete Vermuthungen einer beabſichtigten Zollübertretung vorliegen. 

4. Die Zollabfertigung des gegenſeitigen Eiſenbahnverkehrs ſoll, wie bisher, 
nach den in der Beilage C des Vollzugsprotokolls zum Vertrage vom 11. April 
1865 erſichtlichen Beſtimmungen erfolgen. Dabei ſollen die zwiſchen Oeſterreich⸗ 
Ungarn und den betreffenden deutſchen Staaten beſtehenden Erleichterungen des 
Eiſenbahnverkehrs, ſofern ſie weiter gehen als die erwähnten Beſtimmungen, noch 
ferner aufrecht bleiben. Ebenſo ſollen die in der Beilage D (Vollzugsprotokoll 
1865) erſichtlichen Vorſchriften über die Anwendung des Schiffsverſchluſſes auch 
ferner in Kraft bleiben. 


Zu Artikel 19 des Vertrages. 


1. Was den Meß⸗ und Marktverkehr anbelangt, fo hat man ſich über die 
Form der Legitimation, welche von den Angehörigen des anderen Theiles, die 
der im erſten Abſatze des Artikels 19 ausgeſprochenen Begünſtigung theilhaftig 
werden wollen, beizubringen iſt, nach Inhalt der Anlage C verſtändigt. Zur 

7 Austellung dieſer Legitimation follen die nachſtehend unter 2 genannten Behörden 
befugt ſein. 

2. Diejenigen Gewerbetreibenden, welche in dem Gebiete des anderen ver⸗ 
tragſchließenden Theiles Waarenankäufe machen oder Waarenbeſtellungen ſuchen 
wollen, ſollen hierzu abgabenfrei auf Grund von Gewerbe⸗Legitimationskarten 
zugelaſſen werden, welche von den Behörden des Heimathslandes ausgefertigt find. 

Die Ausfertigung dieſer Karten ſoll nach dem unter D anliegenden Muſter 


Tali erfolgen. 
Sie geſchieht durch diejenigen Behörden, denen die Ertheilung von Paß⸗ 
karten nach den gegenwärtig beſtehenden Uebereinkünften übertragen iſt. Jedem 
vertragſchließenden Theile bleibt vorbehalten, nach Befinden eine mäßige Gebühr 
für die Ausfertigung zu erheben. 

Zur Vermeidung von Verwechſelungen und Verfälſchungen ſollen die für 
Deutſchland und Oeſterreich⸗Ungarn gleichmäßig herzuſtellenden Karten nach For⸗ 
mat und Farbe von den Paßkarten ſich unterſcheiden, in jedem Jahre eine ver⸗ 
ſchiedene Farbe tragen, und in einem Format hergeſtellt werden, welches die bee 
queme Mitführung in der Taſche möglich macht. 

Die mit einer Gewerbe⸗Legitimationskarte verſehenen Gewerbetreibenden 
(Handlungsreiſenden) dürfen nur Waarenmuſter, aber keine Waaren mit ſich 
führen. Für andere als die in der Karte genannten Gewerbetreibenden dürfen ſie 
Geſchäfte weder abſchließen noch vermitteln. Auch dürfen ſie ausſchließlich im 
Umherreiſen Beſtellungen ſuchen und Ankäufe machen. Sie haben außerdem die 
in jedem Staate gültigen Vorſchriften zu beachten. 

Bis zum Schluſſe des Jahres 1881 ſollen Gewerbe⸗Legitimationskarten der 
bisher vereinbart geweſenen Form in Anwendung und Geltung bleiben; bis dahin 

26° 
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jollen die Karten auch, wie bisher, den Reiſenden die Befugniß gewähren, auf⸗ 
gekaufte Waaren nach dem Beſtimmungsorte mitzunehmen. Vom 1. Januar 
1882 ab kommt dagegen die Befugniß, aufgekaufte Waaren mitzunehmen, in 


Wegfall. 
Zu Artikel 20 des Vertrages. 


Die Hinterlegung der Bezeichnungen der Waaren oder deren Verpackung, 
der Fabrik⸗ und Handelsmarken, ſowie der Mufter und Modelle, deren Rechts- 
ſchutz die deutſchen Angehörigen in Oeſterreich⸗Ungarn erwerben wollen, hat 
ſowohl bei der Handelskammer in Wien, als auch bei jener in Budapeſt zu 
erfolgen. 

Da in dem Gebiete des Deutſchen Reichs gemäß der daſelbſt beſtehenden 
Geſetze über jede Patentertheilung eine amtliche Bekanntmachung erfolgen muß, 
ſo wird feſtgeſetzt, daß, wenn ein Angehöriger des Deutſchen Reichs auf einen 
daſelbſt patentirten Gegenſtand auch in Oeſterreich⸗Ungarn ein Privilegium erwirbt, 
die in Deutſchland geſetzlich mittelſt Druck erfolgte Veröffentlichung der betreffen- 
den Patentbeſchreibung und Zeichnung keinen geſetzlichen Nichtigkeitsgrund gegen 
den Rechtsbeſtand des analogen öſterreichiſchen und ungariſchen Privilegiums 
bilden ſoll, inſofern das den Bedingungen des Geſetzes entſprechende Geſuch um 
deſſen Ertheilung bei der kompetenten Behörde innerhalb des Zeitraums von drei 
Monaten, vom Tage obiger Veröffentlichung ab gerechnet, eingereicht worden ift, 
welcher 5 in den Druckexemplaren der deutſchen Patentſchriften angegeben mere 
den wird. 


Zu den Artikeln 21 und 22 des Vertrages. 


Unter Konſuln ſind alle mit Konſulargeſchäften Beauftragte verſtanden. 
Jeder der vertragſchließenden Theile, deſſen Angehörigen der Konſul des anderen 
Theiles nach Maßgabe des Artikels 22 Schutz und Beiſtand gewährt hat, iſt 
verpflichtet, die dadurch erwachſenen Auslagen und Koſten nach denſelben Grund⸗ 
ſätzen zu erſtatten, wie dies von dem Theile, welcher den Konſul beſtellt hat, 
rückſichtlich ſeiner eigenen Angehörigen geſchehen würde. 


Zu Artikel 23 des Vertrages. 


Man war darüber einverſtanden, daß unter den Zollſtellen, an welche 
Beamte zu dem im Alinea 1 des Artikels 23 gedachten Zweck zu ſenden, die ver⸗ 
tragſchließenden Theile ſich gegenſeitig das Recht zugeſtanden haben, die Zolldirektiv⸗ 
behörden (in Oeſterreich⸗Ungarn: die Finanzlandesdixektionen und Finanzdirektionen, 
in Deutſchland: die Zolldirektionen) nicht mitbegriffen ſind „ſondern daß darunter 
nur die Bezirksbehörden (in Oeſterreich⸗Ungarn: die Finanzbezirksdirektionen, Finanz⸗ 
inſpektoren, in Deutſchland: die Hauptämter mit den ihnen untergeordneten Lokal⸗ 
behörden) verſtanden werden. 
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Ebenſo war man darüber einverſtanden, daß zwar jede Regierung die Aus 
wahl der Zollſtellen des anderen Zollgebietes, an welche ſie Beamte zu dem vertrags⸗ 
mäßig bezeichneten Zweck ſenden will, überlaſſen bleibe, daß es aber erforderlich 
ſei, die betheiligte Regierung jedesmal vorher von der Perſon des zu entſendenden 
Beamten und von den Zollſtellen zu benachrichtigen, an welche derſelbe geſendet 
werden ſoll. 


Zu Artikel 26 des Vertrages. 


Die Bevollmächtigten find übereingekommen, daß das gegenwärtige Pro⸗ 
tokoll zugleich mit dem Vertrage den Hohen vertragſchließenden Theilen vorgelegt 
werden ſoll, und daß im Falle der Ratifikation des letzteren auch die in erſterem 
enthaltenen Erklärungen und Verabredungen ohne weitere förmliche Ratifikation 
derſelben als genehmigt angeſehen werden ſollen. 


Es wurde hierauf das gegenwärtige Protokoll in doppelter Ausfertigung 
vollzogen. 


Berlin, den 23. Mai 1881. 


(. S.) Karl Heinrich von Boetticher. (. S.) Graf A. Wolkenſtein. 
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Anlage C. 


— — 


e 
Dem N. N., welcher mit feinen Fabrikaten (Produkten) die Meſſen und Jahr⸗ 
märkte in (Oeſterreich⸗ Ungarn, Deutſchem Reich) zu beſuchen beabfichtigt, wird 
behufs ſeiner Legitimation bei den zuſtändigen Behörden hierdurch bezeugt, daß 
er zu N. wohnhaft ſei und die ſeinem Gewerbe entſprechenden geſetzlichen Steuern 
und Abgaben zu entrichten habe. 


Gegenwärtiges Zeugniß iſt gültig für den Zeitraum von —— Monaten 


(Ort, Datum, Unterſchrift und Stempel der ausſtellenden Behörde.) 


(Perſonalbeſchreibung und Unterſchrift des Gewerbetreibenden.) 


Anlage D. 


(Muſter.) 
Gewerbe-Legitimationskarte 
für 


Handlungsreiſende. 


Auf das Jahr 18... der Karte 
Wappen. 


— 


Gültig 
in dem Deutſchen Reich, Cuxemburg, Oeſterreich-Ungarn. 


Inhaber: 


(Bor: und Zuname.) 


(Behorde.) 


S. 
Unterſchrift. 


Es wird hiermit beſcheinigt, daß Inhaber diefer Karte 
(cine (Art der Fabrik oder Handlung) in unter der Firma 
5 Handlungsreiſender im Dienſte der Fimwa un. 
n NEE SRO | fteht, welche eine (Bezeichnung der Fabrik oder Handlung 
(daſelbſt Befigt. 

Ferner wird, da Inhaber für Rechnung dieſer Firma und außerdem nach⸗ 
folgender Firmen FF (Art der Fabrik oder Handlung) 
Waarenbeſtellungen aufzuſuchen und Waarenankäufe zu machen beabſichtigt, 


befcheinigt, daß für den Gewerbebetrieb vorgedachter Firmen im hieſigen Lande 
die geſetzlich beſtehenden Abgaben zu entrichten ſind. 


Bezeichnung der Perſon des Inhabers: 
Geſtalt : zus 
Haare a re 
Beſondere Kennzeichen eee 


Unterſchrift: 


Anmerkung. Von den Doppelzeilen wird in das Formular, welches dafür den entſprechenden 
Raum zu gewähren hat, die obere oder untere Zeile eingetragen, Je nachdem es den Ver⸗ 
hältniſſen des einzelnen Falles entſpricht. 


Zur Beachtung. 

Inhaber dieſer Karte iſt ausſchließlich im Umherziehen und ausſchließlich für 
Rechnung der vorgedachten Firmen berechtigt, Waarenbeſtellungen aufzuſuchen und 
Waareneinkäufe zu machen. Er darf nur Waarenmuſter, aber keine Waaren mit 
ſich führen. Außerdem hat er die in jedem Staate giltigen Vorſchriften zu beachten. 
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(Nr. 1431.) Handelsvertrag zwiſchen Deutſchland und der Schweiz. Vom 23. Mai 1881. 


— 

b Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen einerſeits, und der 
Bundesrath der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft andererſeits, von der Abſicht 
geleitet, den am 13. Mai 1869 abgeſchloſſenen, zuletzt durch die Uebereinkunft 
vom 1. Mai 1880 für die Zeit bis 30. Juni 1881 verlängerten Handels⸗ und 
Zollvertrag in ſeinen weſentlichen Verabredungen weiterhin aufrecht zu erhalten, 
haben zu dieſem Ende Unterhandlungen eröffnen laſſen und zu Bevollmächtigten 
ernannt: 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 


Allerhöchſtihren Staatsminiſter, Staatsſekretär des Innern Karl 
Heinrich von Boetticher; 


der Bundesrath der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft: 


Seinen außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter 
Dr. Arnold Roth, 


welche, unter Vorbehalt der beiderſeitigen Ratifikation, den folgenden Handelsvertrag 
vereinbart und abgeſchloſſen haben: 


Artikel 1. 


Die beiden vertragſchließenden Theile geben ſich die Zuſicherung, in Beziehung 
auf Eingangs⸗ und Ausgangsabgaben ſich wechſelſeitig auf dem Fuße der meiſt⸗ 
begünſtigten Nation zu behandeln. 

Jeder der beiden Theile verpflichtet ſich demgemäß, jede Begünſtigung, jedes 
Vorrecht und jede Ermäßigung, welche er in den gedachten Beziehungen einer 
dritten Macht bereits zugeſtanden hat oder in der Folge zugeſtehen möchte, gleich⸗ 
mäßig auch dem anderen vertragſchließenden Theile gegenüber ohne irgend welche 
Gegenleiſtung in Kraft treten zu laſſen. 

Die vertragſchließenden Theile machen ſich ferner verbindlich, gegen einander 
kein Einfuhrverbot und kein Ausfuhrverbot in Kraft zu ſetzen, welches nicht zu 
gleicher Zeit auf die anderen Nationen Anwendung fände. 

Die vertragſchließenden Theile werden jedoch während der Dauer des gegen⸗ 
wärtigen Vertrages die Ausfuhr von Getreide, Schlachtvieh und Brennmaterialien 
gegenſeitig nicht verbieten. 

Artikel 2. 
Hinſichtlich der in der Anlage A verzeichneten Gegenſtände iſt man über⸗ 
Y cingetommen, daß ſie bei dem Uebergange vom Gebiete des einen Theiles nach 
dem Gebiete des anderen Theiles gegenſeitig gänzliche Zollfreiheit genießen ſollen. 
Reichs⸗Geſetzbl. 1881. 27 
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Artikel 3. 


Die aus einem der beiden Gebiete eingehenden oder nach demſelben aus 
gehenden Waaren aller Art ſollen gegenſeitig in dem anderen Gebiete von jeder 
Durchgangsabgabe befreit fein. 

In Beziehung auf die Durchfuhr ſichern ſich die vertragſchließenden Theile 
in jeder Hinſicht die Behandlung der meiſtbegünſtigten Nation zu. 


Artikel 4. 


Zur Erleichterung im gegenſeitigen Grenzverkehr find unter den vertrag⸗ 
ſchließenden Theilen diejenigen beſonderen Beſtimmungen vereinbart worden, welche 
ſich in der Anlage B dem gegenwärtigen Vertrage angeſchloſſen finden. 


Artikel 5. 


Die Befreiung von Eingangs⸗ und Ausgangsabgaben wird beiderſeits zu⸗ 
geſtanden, ſofern die Identität der aus- und wiedereingeführten Gegenſtände 
außer Zweifel iſt: 

1. für Waaren (mit Ausnahme von Verzehrungsgegenſtänden), welche 

aus dem freien Verkehr im Gebiete des einen der vertragſchließenden 
Theile in das Gebiet des anderen 
auf Märkte oder Meſſen, oder auf ungewiſſen Verkauf außer dem 
Meß⸗ und Marfiverfebr, oder als Muſter 
eingebracht werden, alle dieſe Gegenſtände, wenn ſie binnen einer im 
voraus zu beſtimmenden Friſt unverkauft zurückgeführt werden, 

2. Vieh, welches aus dem einen Gebiete auf Märkte des anderen gebracht 
und unverkauft von dort zurückgeführt wird; 

3. leere Fäſſer, Säcke u. |. w., welche entweder zum Einkauf von Oel, 
Getreide u. dergl. von dem einen Gebiete in das andere mit der Be⸗ 
ſtimmung des Wiederausgangs eingebracht werden oder, nachdem Oel, 
Getreide u. dergl. darin ausgeführt worden, zurückkommen, 

4. Vieh, welches zur Fütterung oder auf Weiden aus dem einen Gebiete 
in das andere gebracht und von der Fütterung oder nach der Weidezeit 
in das erſtere zurückgeführt wird. 


Artikel 6. 


Zur Regelung des Verkehrs zum Zweck der Veredelung von Waaren 
zwiſchen den Gebieten der vertragſchließenden Theile wird feſtgeſetzt, daß bei der 
Rückkehr aus dem Veredelungslande von Eingangsabgaben befreit bleiben: 
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a) Gewebe und Garne, welche zum Waſchen, Bleichen, Färben, Wilken, 
Appretiren, Bedrucken und Sticken, ſowie Garne, welche zum Stricken, 


b) Geſpinnſte (einſchließlich der erforderlichen Zuthaten), welche zur Her⸗ 
ftellung von Spitzen und Poſamentierwaaren, 


e) Garne in geſcheerten (auch geſchlichteten) Ketten nebſt dem erforderlichen 
Schußgarn, welche zur Herſtellung von Geweben, 


d) Seide, welche zum Färben, 

e) Häute und Felle, welche zur Leder- und Pelzwerkbereitung, 

2) Gegenſtände, welche zum Lackiren, Poliren und Bemalen 
in das andere Gebiet ausgeführt worden ſind, 


g) fonftige zur Ausbeſſerung, Bearbeitung oder Veredelung beſtimmte, in 
das andere Gebiet gebrachte und nach Erreichung jenes Zweckes, unter 
Beobachtung der deshalb getroffenen beſonderen Vorſchriften zurück⸗ 
geführten Gegenſtände, wenn die weſentliche Beſchaffenheit und die Be⸗ 
nennung derſelben unverändert bleibt, 


und zwar in allen dieſen Fällen, ſofern die Identität der aus⸗ und wieder ein⸗ 
geführten Waaren und Gegenſtände außer Zweifel iſt. 

Außerdem kann bei Garnen und Geweben die Zollfreiheit von dem Nach⸗ 
weis der einheimiſchen Erzeugung der zur Veredelung ausgeführten Waaren ab⸗ 
hängig gemacht werden. 

Ausgangsabgaben dürfen von Waaren, welche nach erfolgter Veredelung 
in das Verſendungsland zurückgeführt werden, nicht erhoben werden. 


Artikel 7. 


Zur Förderung der gegenſeitigen Handelsbeziehungen werden die vertrag⸗ 
ſchließenden Theile die Zollabfertigung im wechſelſeitigen Verkehr fo weit erleich- 
tern, als ſich dies mit der Zollſicherheit verträgt. 


Artikel 8. 


Innere Abgaben, welche in dem Gebiete des einen der vertragſchließenden 
Theile, ſei es für Rechnung des Staates (der Kantone) oder für Rechnung von 
Kommunen und Korporationen, auf der Hervorbringung, der Zubereitung oder 
dem Verbrauch eines Erzeugniſſes ruhen, dürfen Erzeugniſſe des anderen Theiles 
unter keinem Vorwande höher oder in läſtigerer Weiſe treffen, als die gleich⸗ 
namigen Erzeugniſſe des eigenen Landes, mit Vorbehalt der Beſtimmungen des 
nachfolgenden Artikels. 


27* 
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Artikel 9. 


Der im vorftehenden Artikel 8 ausgeſprochene Grundſatz findet keine Un: 
wendung auf die in einzelnen Kantonen der Schweiz von Getränken erhobenen 
(inneren) Verbrauchsſteuern. Indeſſen verpflichtet ſich die ſchweizeriſche Eidgenoſſen⸗ 
ſchaft dahin, daß derartige Abgaben für deutſche Getränke während der Dauer 
des gegenwärtigen Vertrages weder neu eingeführt, noch beſtehende über ihren 
dermaligen Anſatz erhöht, und daß, falls der eine oder andere Kanton die bezüg⸗ 
lichen Steuern für ſchweizeriſche Getränke herabſetzen würde, dieſe Ermäßigung in 
gleichem Verhältniſſe auch auf die deutſchen Getränke angewendet werden ſoll. 

Für deutſche Weine, welche in Fäſſern (auch Doppelfäſſern) nach der 
Schweiz eingehen, ſoll, welches auch der Preis oder die Qualität derſelben ſei, 
die Steuer jedenfalls den geringſten Betrag derjenigen Anſätze nicht überſteigen, 
welche für ausländiſche, in einfachen Fäſſern eingeführte Weine in den betreffenden 
Kantonen gegenwärtig erhoben werden. 


Artikel 10. 


Kaufleute, Fabrikanten und andere Gewerbetreibende, welche ſich darüber 
ausweiſen, daß ſie in dem Staate, wo ſie ihren Wohnſitz haben, zum Gewerbe⸗ 
betriebe berechtigt ſind, ſollen, wenn ſie perſönlich oder durch in ihren Dienſten 
ſtehende Reiſende Ankäufe machen, oder Beſtellungen, auch unter Mitführung 
von Muſtern, ſuchen, in dem Gebiete des anderen vertragſchließenden Theiles 
keine weitere Abgabe hierfür zu entrichten verpflichtet ſein. 


Artikel 11. 


In Bezug auf die Bezeichnung der Waaren oder deren Verpackung, ſowie 
bezüglich der Fabrik⸗ oder Handelsmarken ſollen die Angehörigen des einen der 
vertragſchließenden Theile in dem Gebiete des anderen denſelben Schutz wie die 
eigenen Angehörigen genießen. Die Angehörigen eines jeden der vertragſchließenden 
Theile haben jedoch die in dem Gebiete des anderen Theiles durch Geſetze oder 
Verordnungen vorgeſchriebenen Bedingungen und Förmlichkeiten zu erfüllen. 

Der Schutz von Fabrik⸗ und Handelsmarken wird den Angehörigen des 
anderen Theiles nur inſofern und auf ſo lange gewährt, als dieſelben in ihrem 
Heimathsſtaate in der Benutzung der Marken geſchützt ſind. 


Artikel 12. 


Der gegenwärtige Vertrag ſoll vom 1. Juli 1881 an in Kraft treten und 
bis zum 30. Juni 1886 in Kraft bleiben. Im Falle keiner der vertragſchließenden 
Theile zwölf Monate vor dieſem Tage ſeine Abſicht, die Wirkungen des Vertrages 
aufhören zu laſſen, kundgegeben haben ſollte, bleibt derſelbe in Geltung bis zum 
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Ablauf eines Jahres von dem Tage ab, an welchem der eine oder der andere 
der vertragſchließenden Theile denſelben gekündigt hat. Die vertragſchließenden 
Theile behalten ſich die Befugniß vor, nach gemeinſamer Verſtändigung in dieſen 
Vertrag jederlei Abänderungen aufzunehmen, welche mit dem Geiſte und den 
Grundlagen desſelben nicht im Widerſpruch ſtehen und deren Nützlichkeit durch 
die Erfahrung dargethan werden wird. 


Artikel 13. 


4 Gegenwärtiger Vertrag foll ratiftzirt und es follen die Ratifikations⸗Arkunden 
bis ſpäteſtens am 30. Juni 1881 in Berlin ausgewechſelt werden. 


So geſchehen Berlin, den 23. Mai 1881. 
(L. S.) Karl Heinrich von Boetticher. (L. S.) Roth. 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratiſtzirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 
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Anlage A. 


Bon Eingangs⸗ und Ausgangsabgaben bleiben bei dem Uebergange von dem 
Gebiete des einen Theiles nach dem Gebiete des anderen Theiles gegenſeitig 
gänzlich befreit: 

1. Garten: und Futtergewächſe, frifche; 

Kartoffeln; 

Wurzeln, friſche ; 

Obſt, friſches, darunter auch Beeren mit Ausſchluß der Weintrauben; 

lebende Gewächſe, jedoch nicht in Töpfen oder Kübeln; 

Heu, Laub, Schilf, Stroh; 

Erden und rohe mineraliſche Stoffe, auch gebrannt, geſchlemmt oder 
gemahlen, ſoweit dieſe Gegenſtände nicht mit einem Zollſatze 
namentlich betroffen find; 

Steine, rohe; 

edle Metalle, gemünzt, in Barren und Bruch; 

Münzgekrätz, 

Abfälle von der Eiſenfabrikation (Hammerſchlag, Eiſenfeilſpäne), von 
Glashütten, auch Scherben von Glas und Thonwaaren, von der 
Wachsbereitung, von Seifenſiedereien die Unterlauge; 

Blut von geſchlachtetem Vieh, flüſſiges und eingetrocknetes / 

Hornſpäne, Klauen, Knochen, Knochenmehl; 

Thierflechſen, 

Leimleder, auch abgenutzte alte Lederſtücke und ſonſtige, lediglich zur 
Leimfabrikation geeignete Lederabfälle 

Branntweinſpülig; 

Treber 

Weinhefe, trockene oder teigartige; 

Oelkuchen 

Kleie; 

Spreu; 

Holzaſche 

Steinkohlenaſche; 

Dünger, thieriſcher, und andere, jedoch nicht auf chemiſchem Wege zu⸗ 
bereitete Düngungsmittel, als ausgelaugte Aſche, Kalkäſcher, 
Knochenſchaum, Zuckererde und dergl.) 

2. Kunſtſachen, welche zu Kunftausftellungen oder für öffentliche Kunſt⸗ 
inftitute und Sammlungen eingehen; 
3. Muſterkarten und Muſter in Abſchnitten oder Proben, welche nur zum 

Gebrauche als ſolche geeignet find; 
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„Kleidungsſtücke und Wäſche, gebrauchte, welche nicht zum Verkauf ein: 
gehen; gebrauchte Hausgeräthe und Effekten, gebrauchte Fabrik⸗ 
geräthſchaften und gebrauchtes Handwerkszeug von Anziehenden 
zur eigenen Benutzung; auch auf beſondere Erlaubniß neue 
Kleidungsſtücke, Wäſche und Effekten, inſofern ſie Ausſtattungs⸗ 
gegenſtände von Angehörigen der Staaten des einen Theiles ſind, 
welche ſich aus Veranlaſſung ihrer Verheirathung in dem Gebiete 
des anderen Theiles niederlaffen; 


Gebrauchte Hausgeräthe und Effekten, welche erweislich als Erbſchafts⸗ 
gut eingehen, auf beſondere Erlaubniß; 
Reiſegeräth, Kleidungsſtücke, Wäſche und dergleichen, welches Reiſende, 
Fuhrleute und Schiffer zu ihrem Gebrauche, auch Handwerkszeug, 
welches reiſende Handwerker, ſowie Geräthe und Inſtrumente, 
welche reiſende Künſtler zur Ausübung ihres Berufes mit ſich 
führen, ſowie andere Gegenſtände der bezeichneten Art, welche den 
genannten Perſonen vorausgehen oder nachfolgen; Verzehrungs⸗ 
gegenſtände zum Neifeverbrauche; 

Wagen, einſchließlich der Eiſenbahnfahrzeuge, ſowie Waſſerfahrzeuge, 
welche bei dem Eingange über die Grenze zum Perſonen⸗ und 
Waarentransporte dienen und nur aus dieſer Veranlaſſung ein⸗ 
gehen, die Waſſerfahrzeuge mit Einſchluß der darauf befindlichen 
gebrauchten Inventarienſtücke, inſofern die Schiffe Ausländern 
gehören, oder inſofern inländiſche Schiffe die nämlichen oder 
gleichartige Inventarienſtücke einführen, als ſie bei dem Ausgange 
an Bord hatten; auch leer zurückkommende Eiſenbahnfahrzeuge ine 
ländiſcher Eiſenbahnverwaltungen, ſowie die bereits in den Fabre 
dienſt eingeſtellten Eiſenbahnfahrzeuge ausländiſcher Eiſenbahn⸗ 
verwaltungen; 

Wagen der Reifenden auf beſondere Erlaubniß auch in dem Falle, 
wenn ſie zur Zeit der Einfuhr nicht als Transportmittel ihrer 
Beſitzer dienten, ſofern fie nur erweislich ſchon ſeither im Gebrauche 
derſelben fi befunden haben und zu deren weiterem Gebrauche 
beſtimmt ſind; 

Pferde und andere Thiere, wenn aus ihrem Gebrauche beim Eingang 
überzeugend hervorgeht, daß fie als Zug⸗ oder Laſtthiere zur Be⸗ 
ſpannung eines Reiſe⸗ oder Frachtwagens gehören, zum Waaren⸗ 
tragen oder zur Beförderung von Reiſenden dienen. 
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Anlage B. 


Beſtimmungen 
über 


die Behandlung des grenznachbarlichen Verkehrs. 


SL 


Um die Bewirthſchaftung der an der Grenze liegenden Güter und Wälder zu 
erleichtern, werden von allen Eingangs⸗ und Ausgangsabgaben befreit: 


Getreide in Garben oder in Aehren, 

die Roherzeugniſſe der Wälder, Holz und Kohlen, 

Sämereien, 

Stangen, 

Rebſtecken, 

Thiere und Werkzeuge jeder Art, 
die zur Bewirthſchaftung der innerhalb eines Umkreiſes von 10 km auf beiden 
Seiten der Grenze gelegenen Güter dienen, vorbehaltlich der in beiden Ländern 
zur Verhütung von Defraudationen allfällig beſtehenden Kontrolen. 

Von allen Eingangs- und Ausgangsabgaben werden ferner befreit ſämmt⸗ 
liche Erzeugniſſe des Ackerbaues und der Viehzucht eines einzelnen von der Zoll⸗ 
grenze zwischen beiden Gebieten durchſchnittenen Landgutes, bei der Beförderung 
zu den Wohn⸗ und Wirthſchaftsgebäuden aus den durch die Zollgrenze davon 
getrennten Theilen. 


§. 2. 
Von Eingangs⸗ und Ausgangsabgaben bleiben befreit: 


1. Vieh, welches zur Arbeit aus dem einen Gebiete in das andere vorüber⸗ 
gehend gebracht wird und von der Arbeit aus letzterem in das erſtere 
zurückkommt; desgleichen landwirthſchaftliche Maſchinen und Geräthe, 
welche zur vorübergehenden Benutzung aus dem einen in das andere 
Gebiet gebracht und nach erfolgter Benutzung wieder in das erſtere 
zurückgeführt werden; 

2. Holz, Lohe (Rinde), Getreide, Oelſamen, Hanf und andere dergleichen 
landwirthſchaftliche Gegenſtände, welche im gewöhnlichen kleinen Grenz 
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verkehr zum Schneiden, Stampfen, Mahlen, Reiben u. f. w. aus dem 
einen Gebiete in das andere gebracht und geſchnitten, geſtampft, ge⸗ 
mahlen, gerieben u. f. w. in das erſtere Gebiet zurückgebracht werden; 


3. Waaren oder Gegenſtände, welche im gewöhnlichen kleinen Grenzverkehr 
entweder zur Veredelung, namentlich zum Bedrucken, Bleichen, Färben, 
Gerben, Spinnen, Weben u. ſ. w. oder zur handwerksmäßigen Ver⸗ 
arbeitung oder Ausbeſſerung aus dem einen Gebiete in das andere aus⸗ 
und nachher veredelt, verarbeitet oder ausgebeſſert wieder eingehen; 


4. die ſelbſtverfertigten Erzeugniſſe der Handwerker, welche von dieſen aus 
dem einen Gebiete auf die benachbarten Märkte des anderen gebracht 
werden und als unverkauft zurückkommen, mit Ausſchluß von Gegen⸗ 
ſtänden der Verzehrung. 


g. 3. 


Zum Schutze gegen Mißbrauch werden in den Fällen des vorhergehenden 
F. 2 die erforderlichen Kontrolmaßregeln beiderſeitig zur Anwendung kommen. 
Doch iſt dabei verſtanden, daß dieſelben auf das geringſte, mit dem bezeichneten 
Zweck vereinbare Maß beſchränkt, und daß jedenfalls nicht mehr gefordert werden 
ſoll, als daß 


1. die fraglichen Gegenſtände bei der Einfuhr bezw. Ausfuhr an einer 
Grenzzollſtelle behufs vormerklicher Behandlung nach Gattung und 
Menge angemeldet, zur Feſthaltung der Identität, wo es angeht, be: 
zeichnet und nachher bei der Wiederausfuhr bezw. Wiedereinfuhr der 
nämlichen Zollſtelle wieder vorgeführt werden, und daß 


2. die Wiederausfuhr bezw. Wiedereinfuhr innerhalb einer beſtimmten, von 
der Grenzzollſtelle angeſetzten Friſt ſtattfinde. 


Zur Forderung einer Kaution find die Grenzzollſtellen berechtigt; doch foll 
dieſelbe den einfachen Zollbetrag nicht überſteigen. Ueber die nähere Ausführung 
in Betreff dieſer Kontrolmaßregeln ſoll, ſoweit nöthig, eine Uebereinkunft ab⸗ 
geſchloſſen werden. 


Reichs ⸗Geſetzbl. 1881. 28 
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Schluß protokoll. 


Verhandelt Berlin, den 23. Mai 1881. 


Die Unterzeichneten traten zuſammen, um den unter ihnen heute vereinbarten 
Handelsvertrag zu unterzeichnen, bei welcher Gelegenheit noch folgende Erklärungen, 
Verabredungen und erläuternde Bemerkungen in das gegenwärtige Protokoll 
niedergelegt wurden: 


I. Zu Artikel 1 des Vertrages. 


Es ſoll in keiner Weiſe dem Recht jedes der vertragſchließenden Theile vor⸗ 
gegriffen ſein, in Zukunft Staaten oder Theile von Staaten, welche gegenwärtig 
ſeinem Zollverbande fremd ſind, in denſelben aufzunehmen und fortan als Inland 
zu behandeln, ohne daß hierdurch mit Rückſicht auf den allgemeinen Grundſatz 
des Vertrags⸗Artikels 1 eine weitere Begünſtigung für den anderen Theil erwächſt. 

Die Beſtimmungen im Artikel 1 Abſatz 3 ſchließen die Befugniß nicht aus, 
zeitweiſe Einfuhrverbote aus geſundheitspolizeilichen Rückſichten gegenſeitig zu erlaſſen. 


II. Zu Artikel 2 des Vertrages, beziehungsweiſe Anlage A Nr. 4. 


Man iſt einverſtanden, daß die in der Anlage A Nr. 4 vereinbarte gegen⸗ 
ſeitige Befreiung von Eingangs⸗ und Ausgangsabgaben auch für ſolche in allen 
ihren Theilen gebrauchte Maſchinen gelten ſoll, welche von bereits Niedergelaſſenen 
aus ihren Stamm⸗ oder Filial⸗Etabliſſements in dem einen Gebiete zur eigenen 
Benutzung in ihren Filial- oder Stamm⸗Etabliſſements in dem anderen Gebiete 
aus⸗ und eingeführt werden. 

Die Bewilligung der Zollfreiheit für die gedachten Maſchinen kann jedoch 
in jedem einzelnen Falle nur durch die Direktivbehörde erfolgen. 


III. Zu Artikel 3 des Vertrages. 


Durch die Beſtimmung des Artikels 3 ſoll dem Recht jedes der vertrag⸗ 
ſchließenden Theile nicht vorgegriffen fein, allfälligen Mißbräuchen durch an- 
gemeſſene Schutzmaßregeln (Verbleiung, Kontrol⸗ oder Begleitſcheine) vorzubeugen. 


IV. Zu Artikel 4 des Vertrages, beziehungsweiſe Anlage B. 


Der kleine Grenzverkehr umfaßt den nachbarlichen Verkehr der Grenzorte, 
welche nicht weiter als 15 km von der Grenze entfernt gelegen find. 

Wo die Gebiete der vertragſchließenden Theile durch Gewäſſer getrennt find, 
welche beiderſeitig als Ausland betrachtet werden, iſt die vorſtehend bezeichnete, 
ſowie die in Anlage B F. 1 erwähnte Zone auf jeder Seite vom Ufer jenes Se 
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wäſſers an landeinwärts zu berechnen, ſo daß die Ausdehnung des zwiſchenliegen⸗ 
den Gewäſſers dabei außer Betracht fällt. 


Di 


V. Zu den Artikeln 5 und 6 des Vertrages. 
Die Begünſtigung, wonach zollpflichtige Waaren, die zum ungewiſſen 


Verkauf oder als Muſter eingebracht werden, von Eingangs- und Ausgangs⸗ 
abgaben befreit find (Art. 5 Nr. 1), kann von der Erfüllung nachſtehender be: 
ſonderer Bedingungen abhängig gemacht werden: 


1. 


* 


Bei der Ausfuhr beziehungsweiſe Einfuhr iſt der Betrag des auf den 
Waaren oder Muſtern haftenden Ausgangs⸗ beziehungsweiſe Eingangs⸗ 
zolls zu ermitteln und bei dem abfertigenden Amte entweder baar nieder⸗ 
zulegen oder vollſtändig ſicherzuſtellen. 


Zum Zweck der Feſthaltung der Identität ſind die einzelnen Waaren 


oder Muſterſtücke, ſoweit es angeht, durch aufgedruckte Stempel oder 
durch angehängte Siegel oder Bleie zu bezeichnen. 


Das Abfertigungspapier, über welches die näheren Anordnungen von 


jedem der vertragſchließenden Theile ergehen, ſoll enthalten: 

a) ein Verzeichniß der zur Ausfuhr beſtimmten beziehungsweiſe der 
eingebrachten Waaren oder Muſterſtücke, in welchem die Gattung 
der Waare und ſolche Merkmale ſich angegeben finden, die zur 
Feſthaltung der Identität geeignet find; 

b) die Angabe des auf den Waaren oder Muſtern haftenden Aus⸗ 
gangs⸗ und Eingangszolls, ſowie darüber, ob ſolcher niedergelegt 
oder ſichergeſtellt worden iſt; 

e) die Angabe über die Art der zollamtlichen Bezeichnung; 

d) die Beſtimmung der Friſt, nach deren Ablauf, ſoweit nicht vor⸗ 
her der Wiedereingang beziehungsweiſe die Wiederausfuhr der 
Waaren oder Muſter nach dem Auslande, oder deren Nieder- 
legung in einem Packhofe (Niederlagshauſe) nachgewieſen wird, 
der niedergelegte Zoll verrechnet oder aus der beſtellten Sicherheit 
eingezogen werden ſoll. Die Friſt darf den Zeitraum eines Jahres 
nicht überſchreiten. 


„Die Wiedereinfuhr beziehungsweiſe die Wiederausfuhr darf auch über 


ein anderes Amt als dasjenige, über welches die Ausfuhr beziehungs⸗ 
weiſe die Einfuhr bewirkt iſt, erfolgen. 


Werden vor Ablauf der geſtellten Friſt (3d) die Waaren oder Muſter 


einem zur Ertheilung der Abfertigung befugten Amte zum Zweck der 

Wiedereinfuhr beziehungsweiſe der Wiederausfuhr oder der Nieder⸗ 

legung in einem Packhofe (Niederlagshauſe) vorgeführt, fo hat dieſes 

Amt ſich durch die vorzunehmende Prüfung davon zu überzeugen, ob 
28* 
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ibm Diefelben Gegenftände vorgeführt worden find, welche bei der Aus⸗ 
gangs⸗ beziehungsweiſe Eingangs⸗Abfertigung vorgelegen haben. So⸗ 
weit in dieſer Beziehung keine Bedenken entſtehen, beſcheinigt das Amt 
die Wiedereinfuhr beziehungsweiſe die Wiederausfuhr oder Niederlegung, 
und erſtattet den früher niedergelegten Zoll oder trifft wegen Freigabe 
der beſtellten Sicherheit die erforderliche Einleitung. 


B. Ueber die Kontrolmaßregeln, welche zum Schutz gegen Mißbrauch in 
den übrigen Fällen der Artikel 5 und 6 beiderſeitig in Anwendung kommen ſollen, 
wird Verſtändigung vorbehalten. Dieſelben werden auf das geringſte mit dem 
bezeichneten Zweck vereinbare Maß beſchränkt und demgemäß im weſentlichen inner⸗ 
halb derjenigen Grenzen gehalten werden, welche durch die in Anlage B zum 
Vertrage enthaltenen Beſtimmungen über die Behandlung des grenznachbarlichen 
Verkehrs (6. 3) in Ausſicht genommen worden find; ſodann ſind dabei folgende 
Beſtimmungen zu beachten: 

1. Die Abfertigung der bezeichneten Gegenſtände, für welche auf Grund 

der Artikel 5 und 6 eine Zollbefreiung in Anſpruch genommen wird, 
kann auch bei Zollſtellen im Innern ſtattfinden. 


2. Gewichtsdifferenzen, welche durch Ausbeſſerungen, durch die Bearbeitung 
oder Veredelung der Gegenſtände entſtehen, ſollen in billiger Weiſe be⸗ 
rückſichtigt werden und geringere Differenzen eine Abgabenentrichtung 
nicht zur Folge haben. 

C. Unter Garnen und Geweben einheimiſcher Erzeugung werden die im 
Verſendungslande ſelbſt geſponnenen Garne und ſelbſt gewebten Gewebe, dann 
ſolche Garne und Gewebe verſtanden, welche zwar im rohen Zuſtande aus dem 
Auslande eingeführt und nach zollamtlicher Behandlung in den freien Verkehr 
geſetzt wurden, jedoch im Verſendungslande gebleicht, oder gefärbt, oder bedruckt, 
oder geſengt, oder appretirt, oder mit Deſſins verſehen worden ſind, um dann 
einer weiteren Bearbeitung oder Verarbeitung im Veredelungslande zugeführt zu 
werden. 

Zum Nachweiſe der einheimiſchen Erzeugung dient ein an der Waare an⸗ 
zubringender Fabrikſtempel, beziehungsweiſe eine Beſcheinigung des inländiſchen 
Erzeugers der Waare. 

D. Die zur Wahrung der Identität der aus⸗ und wiedereingeführten be⸗ 
ziehungsweiſe der ein⸗ und wiederausgeführten Gegenſtände amtlich angelegten Er⸗ 
kennungszeichen (Stempel, Siegel, Plomben sc.) ſollen gegenſeitig geachtet werden, 
und zwar in dem Sinne, daß die von einer Zollbehörde des einen Gebietes an⸗ 
gelegten Erkennungszeichen in dem anderen Gebiete zum Beweiſe der Identität 
ebenfalls dienen können, jedoch mit der Beſchränkung, daß beiderſeits den Zoll⸗ 
behörden das Recht zusteht, weitere Erkennungszeichen anzulegen. 


E. In allen im Artikel 5 vorangeführten Fällen ſind im deutſchen Zoll⸗ 
gebiete alle Hauptzollämter und Nebenzollämter erſter Klaſſe, ſowie andere beſon⸗ 
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ders mit Ermächtigung hierzu verſehene Zollſtellen, in der Schweiz die Haupt⸗ 
und Nebenzollſtätten zuſtändig, die zollfreie Abfertigung, wenn die Vorausſetzungen 
derſelben zutreffen, von ſich aus vorzunehmen. 

Dagegen find in den Fällen von Artikel 6 nur die von den Direktiv⸗ 
behörden dazu bezeichneten Zollſtellen zur Ertheilung der Abfertigung befugt. 

F. Für die in dem Artikel 6 lit. a bis g vorgeſehene zollfreie Wieder⸗ 
einfuhr iſt eine Friſt von 6 Monaten zu gewähren. Durch beſondere Genehmi⸗ 
gung der Direktivbehörden kann dieſelbe auf 12 Monate ausgedehnt werden. 

Dieſe letztere Friſt, vom Tage der Ausfuhr an berechnet, ſoll, wenn nicht 
beſondere Bedenken entgegenſtehen, auf Antrag der Betheiligten für die zollfreie 
Wiedereinfuhr denjenigen Waaren bewilligt werden, welche zur Zeit des Ablaufs 
des gegenwärtigen Vertrages zum Zwecke der Veredelung noch im Gebiete des 
anderen der vertragſchließenden Theile ſich befinden. 


VI. Zu den Artikeln 4, 5 und 6 des Vertrages. 
Die Abfertigungen in allen hierunter begriffenen Fällen werden durchaus 
gebührenfrei erfolgen. 


VII. Zu Artikel 7 des Vertrages. 


1. Man iſt darüber einverſtanden, daß im wechſelſeitigen Verkehr Urſprungs⸗ 
zeugniſſe über die Waaren nicht gefordert werden ſollen. 

2. Güter, welche von einem Zollamte auf ein anderes Amt desſelben Ge 
bietes unter Zollkontrole abgefertigt werden, ſollen, wenn auch bis zur Erreichung 
des endlichen Beſtimmungsortes ein oder mehrere Male das Ausland berührt 
wird, einer weiteren Abfertigung an zwiſchenliegenden Aemtern desſelben Gebietes 
nicht unterzogen werden. 

Etwaige, dem Geleitpapier beizuſetzende Beſcheinigungen über erfolgten Aus⸗ 
und Eintritt aus dem einen Gebiete in das andere ſind jedoch nicht ausgeſchloſſen. 

3. Die mit den gewöhnlichen kursmäßigen Fahrten der allgemeinen Ver⸗ 
kehrsanſtalten, wie Eiſenbahnen, Dampfſchiffe, Poſten u. ſ. w., anlangenden 
Waaren und Reiſe⸗Effekten ſollen beiderſeits jederzeit mit thunlichſter Beſchleunigung 
zollamtlich abgefertigt werden, und es ſoll für ſolche Abfertigungen, welche nicht 
in die gewöhnlichen Abfertigungsſtunden fallen, keinenfalls irgend eine beſondere 
Gebühr erhoben werden. 

4. Die beiden vertragſchließenden Theile geben ſich gegenſeitig die Zuſiche⸗ 
rung, bezüglich der Errichtung von Grenzzollſtellen und der Beſtimmung der Ab 
fertigungsbefugniſſe derſelben, die durch wirkliche Verkehrsbedürfniſſe veranlaßten 
Wünſche thunlichſt zu berückſichtigen. 


VIII. Zu Artikel 9 des Vertrages. 


Schweizeriſcher Seits wird dabei verſtanden und erklärt, daß der im Artikel 1 
des Vertrages aufgeſtellte Grundſatz der wechſelſeitigen Behandlung auf dem Fuße 


— 168 — 


der meiſtbegünſtigten Nation auch hinſichtlich der im Artikel 9 bezeichneten Vers 
brauchsſteuern Gültigkeit haben ſoll. 

Ein Verzeichniß der Sätze, welche nach den Beſtimmungen des Artikels 9 
des Vertrages in den einzelnen ſchweizeriſchen Kantonen an inneren Verbrauchs⸗ 
ſteuern von Getränken zur Hebung gelangen, wird der Kaiſerlichen Regierung 
ſchweizeriſcher Seits ohne Verzug mitgetheilt werden. 


IX. Zu Artikel 10 des Vertrages. 


Diejenigen Gewerbetreibenden, welche in dem Gebiete des anderen vertrag⸗ 
ſchließenden Theiles Waarenankäufe machen oder Waarenbeſtellungen ſuchen wollen, 
ſollen hierzu abgabenfrei auf Grund von Gewerbe⸗Legitimationskarten zugelaſſen 
werden, welche von den Behörden des Heimathslandes ausgefertigt ſind. 

Die mit einer Gewerbe⸗Legitimationskarte verſehenen Gewerbetreibenden 
(Handlungsreiſenden) dürfen wohl Waarenmuſter, aber keine Waaren mit 
ſich führen. 

Die Ausfertigung dieſer Karten ſoll nach dem unter C anliegenden Muſter 
erfolgen. 

Bis zum Schluſſe des Jahres 1881 ſollen Gewerbe⸗Legitimationskarten 
der bisher vereinbart geweſenen Form in Anwendung und Geltung bleiben; bis 
dahin ſollen die Karten auch, wie bisher, den Reiſenden die Befugniß gewähren, 
aufgekaufte Waaren nach dem Beſtimmungsorte mitzunehmen. Vom 1. Januar 
1882 ab kommt dagegen die Befugniß, aufgekaufte Waaren mitzunehmen, in 
Wegfall. 

Die vertragſchließenden Theile werden ſich gegenſeitig Mittheilung darüber 
machen, welche Behörden zur Ertheilung von Gewerbe ⸗Legitimationskarten be⸗ 
fugt ſein ſollen, und welche Vorſchriften bei Ausübung des Gewerbebetriebes zu 
beachten ſind. 


Gegenwärtiges Protokoll ſoll ohne beſondere Ratifikation, als durch den 
Austauſch der Ratifikationen des heutigen Vertrages, auf welchen es Bezug hat, 
von den vertragſchließenden Theilen genehmigt und beſtätigt angeſehen werden. 


Geſchehen wie oben. 


(L. S.) Karl Heinrich von Boetticher. (L. S.) Roth. 
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(Muſter.) 


Gewerbe-Legitimationskarte 


für 


Handlungsreiſende. 


e a 
Auf das Jahr 18.— N N dei Karte 


Wappen. 


Gültig 
in dem Peutſchen Reid, in Luremburg, in der Schweiz. 


Inhaber: 


(Vor- und Zuname.) 


18 


È (Behörde.) 
Unterſchrift. 
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Es wird hiermit beſcheinigt, daß Inhaber LO Karte e 2a 
jeine (Art der Fabrik oder Handlung) in unter der n 
! als Handlungsreiſender im Dienſte der Firma nd 


iin IE ei ene Handlung) 
daſelbſt beſitzt. 

Ferner wird, da Inhaber für Rechnung dieſer Firma und außerdem nach⸗ 
folgender Firmen: 

II. (1 en ; 

L222. iin 2 


W endrunace pra pa een zu u wachen beabfichtigt, bes 
ſcheinigt, daß 
für den Gewerbebetrieb vorgedachter Firmen im hieſigen Lande die geſetzlich be⸗ 


die vorgedachteln) Simi im Biefigen Lande zum Gewerbebetriebe berechtigt ind 
ſtehenden Abgaben zu entrichten ſind. 


Bezeichnung der Perſon des Inhabers: 


Geſtalt: — 
Bain: 
Beſondere er = wu Sa 


Unterſchrift: 
Bemerkung. Von den Doppelzeilen wird in das Formular, welches dafür den entſprechenden 
Raum zu gewähren hat, die obere oder untere Zeile eingetragen, je nachdem es den 


Verhältniſſen des einzelnen Falles entſpricht. 


— — — — — —___ 
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(Nr. 1432.) Verabredung zwiſchen Deutſchland und der Schweiz, betreffend den gegenſeitigen 
Schutz der Rechte an literariſchen Erzeugniſſen und Werken der Kunſt. 
Vom 23. Mai 1881. 


Nachdem bei den Verhandlungen über den am heutigen Tage unterzeichneten 
Handelsvertrag zwiſchen Deutſchland und der Schweiz ſich ergeben hatte, daß 
mit dem Ablaufe des unter dem 13. Mai 1869 abgeſchloſſenen Handels- und 
Zollvertrages die zur Zeit beſtehenden Vereinbarungen wegen des gegenſeitigen 
Schutzes der Rechte an literariſchen Erzeugniſſen und Werken der Kunſt in 
Deutſchland einerſeits und in der Schweiz andererſeits ihr Ende erreichen, auf 
Seiten beider vertragſchließenden Theile aber der Wunſch zu erkennen gegeben 
war, den wechſelſeitigen Schutz jener Rechte, vorbehaltlich einer den Bedürfniſſen 
entſprechenden Reviſion der zur Zeit maßgebenden Vereinbarungen, auch fernerhin 
zu gewährleiſten, haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten die nachfolgende Ver⸗ 
abredung in das gegenwärtige Protokoll niedergelegt: 


1. In Betreff des gegenſeitigen Schutzes der Rechte an literariſchen Er⸗ 
zeugniſſen und Werken der Kunſt ſollen, ſoweit dieſe Erzeugniſſe und 
Werke nicht als Erzeugniſſe und Werke inländiſcher Urheber geſchützt 
ſind, für das Gebiet des Deutſchen Reichs und für das Gebiet der 
ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft die Beſtimmungen der unter dem 
13. Mai 1869 zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde und der Schweiz 
abgeſchloſſenen Uebereinkunft maßgebend fein. Jedoch tritt an die Stelle 
der im Artikel 6 dieſer Uebereinkunft vorgeſehenen Anmeldung und Ein⸗ 
tragung die Anmeldung bei dem Stadtrath zu Leipzig und die Eintra⸗ 
gung in die bei dieſem geführte Eintragsrolle, Anmeldung und Cin 
tragung ſind nach den für die Werke inländiſcher Urheber maßgebenden 
Beſtimmungen zu bewirken. 


2. Gegenwärtige Verabredung ſoll vom 1. Juli 1881 an in Kraft treten 
und bis zum 30. Juni 1886 in Kraft bleiben. Im Falle keiner der 
vertragſchließenden Theile zwölf Monate vor dieſem Tage ſeine Abſicht, 
die Wirkungen der Verabredung aufhören zu laſſen, kundgegeben hat, 
bleibt dieſelbe in Geltung bis zum Ablaufe eines Jahres von dem Tage 
ab, an welchem der eine oder andere der vertragſchließenden Theile ſie 
kündigen wird. Jeder der vertragſchließenden Theile ſoll außerdem be⸗ 
rechtigt ſein, dieſelbe ſchon früher mit gleicher Wirkung zu kündigen, 
wenn eine in dem Gebiete des einen oder anderen Theiles eingetretene 
Aenderung der Geſetzgebung über die darin behandelten Gegenſtände 
eine Reviſion wünſchenswerth machen ſollte. 


Gegenwärtiges Protokoll ſoll zugleich mit dem Handelsvertrage den Hohen 
vertragſchließenden Theilen vorgelegt werden; im Falle der Ratifikation des Ver⸗ 
Reichs- Geſehbl. 1881. 29 
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trages ſoll auch die in dieſem Protokoll enthaltene Verabredung ohne weitere 
Ratifikation als genehmigt angeſehen werden. 


Es wurde hierauf das Protokoll in doppelter Ausfertigung vollzogen. 


Berlin, den 23. Mai 1881. 


(L. S.) Karl Heinrich von Boetticher. 


(L. S.) Roth. 


(Nr. 1433.) Uebereinkunft zwiſchen Deutſchland und Belgien wegen weiterer Regelung der 


gegenſeitigen Handelsbeziehungen. 


Die Kaiſerlich Deutſche Regierung und 
die Königlich Belgiſche Regierung haben 
zum Zweck einer Regelung der Handels⸗ 
beziehungen zwiſchen Deutſchland und 
Belgien nachſtehende Uebereinkunft ge⸗ 
troffen: 


Artikel 1. 

Der Handelsvertrag vom 22. Mai 
1865, welcher auf Grund der Ueber⸗ 
einkunft vom 22. April 1880 für die 
Zeit bis 30. Juni 1881 in Kraft er⸗ 
halten worden iſt, bleibt in Geltung 
bis zum Ablauf eines Jahres, von dem 
Tage ab, an welchem der eine oder der 
andere der Hohen vertragſchließenden 
Theile denſelben gekündigt hat. 

Es herrſcht darüber Einverſtändniß, 
daß dieſe Verlängerung ſich nicht auf 
die bereits außer Kraft geſetzten Be 
ſtimmungen in den Artikeln 7 und 8 
des Vertrages erſtreckt. 


Artikel 2. 
Die gegenwärtige Uebereinkunft ſoll 
ratıfizirt werden und die Ratifikations⸗ 


Vom 30. Mai 1881. 


Le Gouvernement Impérial Alle- 
mand et le Gouvernement Royal 
Belge, dans le but de regler les 
relations commerciales entre T’Alle- 
magne et la Belgique, ont conclu 
la convention suivante: 


ArtIcLE I. 

Le traité de commerce conelu 
le 22 Mai 1865, maintenu jusqu'au 
30 Juin 1881 par la convention du 
22 Avril 1880 restera en vigueur 
jusqu'à l’expiration d'une année è 
partir du jour où Tune ou l’autre 
des Hautes Parties contractantes 
l'aura denonce. 


Il est bien entendu que cette 
prorogation ne comprend pas les 
dispositions déjà mises hors de 
vigueur, des articles 7 et 8 du 
traité. 


ARTICLE 2. 
La présente convention sera ra- 
tifiée et les ratifications seront 


Urkunden ſollen ſobald als möglich in 
Berlin ausgetauſcht werden. 


Zu Urkund deſſen haben die Unter⸗ 
zeichneten im Namen ihrer Regierungen 
vorſtehende Uebereinkunft in doppelter 
Ausfertigung unterzeichnet und ihre 
Siegel beigedrückt. 


So geſchehen zu Berlin, den 30. Mai 
1881. 
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échangées à Berlin le plus töt 
Possible. 


En foi de quoi les Soussignés 
agissant au nom de leurs Gouverne- 
ments ont signé la présente con- 
vention en double expédition et y 
ont apposé le sceau de leurs armes. 


Fait è Berlin, le 30 Mai 1881. 


(L. S.) Limburg-Stirum. 
(L. S.) Nothomb. 


Die vorſtehende Uebereinkunft 


iſt ratifizirt 


worden und die Auswechſelung 


der Ratifikations-Urkunden hat ftattgefunden, 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 


Berlin, gedruckt in der Neichsdruckerei. 
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